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Nr. 250. Mittag⸗Ausgabe. 


Deutſchland. 
9. C. Landtags⸗Verhandlungen. 


70. Sitzung des Abgeordnetenhauſes (vom 1. Juni.) 


11 Uhr. Am Miniſtertiſch Dr. Falk und Dr. Friedenthal mit zahlreichen 
Commiſſarien. ; x 15. 
Der Abg. Schröder (Königsberg), der zum Richter beim Stadtgericht in 
Berlin ernannt worden iſt, hat ſein Mandat niedergelegt. 4 
Nachdem die Abänderung des Forſtgeſetzes für das ehemalige Amt Olpe 
definitiv genehmigt ift, tritt das Haus in die dritte Berathung der Abände⸗ 
rungen der Vorſchriften für die Veranlagung der Klaſſenſteuer ein 
und ſieht ſich zunächſt genöthigt, die geſtern auf den Wunſch eines Vertre⸗ 
ters der Staatsregierung eingeſchalteten Amtsverſammlungen in den hoben: 
Ben Landen, deren Zuſtimmung bei der Bildung combinirter Ein⸗ 
chätzungsbezirke verlangt werden ſoll, heute zu ſtreichen, da in den oben⸗ 
zollernſchen Landen zur Zeit keine Klaſſenſteuer beſteht. Der Abg. Rickert 
theilt dieſe Thatſache mit und der heute anweſende Regierungs⸗Commiſſar 
Geh. Rath Rhode beſtätigt fie unter der Heiterkeit des Hauſes. Ein vom 
Abg. Knebel beantragter neuer Artikel 3: „Die Mitgliedſchaft in allen 
Commiſſionen zur Einſchätzung der Klaſſenſteuer dauert drei Jahre, ſofern 
dieſelde auf Wahl beruht”, — wird von demſelben damit motidirt, daß die 
Mitglieder der Einſchätzungscommiſſionen, die bei ihrer Wahl in dieſelben 
ſelten eine Idee von den bei der Einſchätzung in Betracht kommenden Fra⸗ 
en haben, bei einer dreijährigen Dauer ihres Amtes, die bei der Ein⸗ 
chätzung im erſten Jahre gewonnenen Erfahrungen bei der zweiten und 
dritten Einſchätzung verwerthen und dadurch richtigere Einſchätzungen erfol⸗ 
gen würden. Man könnte einwenden 2 Mitglieder würden bei 
dreijähriger Amtsdauer erſt nach drei Jahren entfernt werden können, alſo 
längere Zeit ſchädlich wirken. Aber bei längerer Dauer des Mandats wer⸗ 
den auch die Wahlen mit größerer Sorgfalt vorgenommen werden. Durch 


die Annahme des Antrags wird auch die Prägrapation der ſchlechter ſituirten S 


Klaſſenſteuerpflichtigen, die ihre Urſache darin bat, daß ihre Verhältniſſe 
— —— und offener daliegen, als die der Bemittelten, erheblich gemil⸗ 
werden. 

Geh. Finanzrath Rhode erklärt, der Antrag überraſche die Regierung, 
da vie Frage bisher ex professo im Finanzminiſterium nicht erörtert worden 
ſei. Er bittet ihn abzulehnen, da bisher die mit der Ausführung des Klaſſen⸗ 
ſteuergeſetzes beauftragten Bezirks⸗Regierungen nirgends amögelproden hätten, 
daß ein Bedürfniß zu einer ſolchen Abänderung vorliege. Wenn untüchtige 
Perſonen gewählt würden, ſei die Sache, namentlich in den größeren Städten 
ſehr bedenklich und laſſe ſich die Wirkung der Aenderung gar nicht überſehen. 
Die Regierung werde ſie jedenfalls gewiſſenhaft erwägen. . 

Abg. Knebel: Der Herr Regierungs⸗Commiſſar hat dadurch, daß er ſeine 
Bedenken lediglich auf die Zuſtände in größeren Städten begründet hat, in⸗ 
direct anerkannt, daß der Vorſchlag für die ländlichen Gemeinden ein Fort⸗ 
ſchritt ſein würde. Eben fo gut, wie ein Mal ein Untüchtiger bei dreijähriger 
Dauer des Mandats, können drei Mal Untüchtige bei einjähriger Dauer ge⸗ 
wählt werden. In Folge der ſorgfältigeren Wahlen bei dreijähriger Dauer 
werden viel weniger ungeeignete Wahlen vorkommen. N 

„Abg. Lauenſtein eupfteblt von dem Geſichtspunkt der Stetigkeit der 
Einſchätzungs⸗Commiſſionen nach ſeinen Erfahrungen an ſeinem? ohnort, 
wo die Stadtverwaltung es durchſetzte, daß durch vier Jahre hindurch die⸗ 
ſelbe Einſchätzungs⸗Commiſſion gewählt wurde, die Annahme des Antrags. 
Der Antrag wird mit ſchwacher Majorität abgelehnt. Der Geſetzentwurf 
im Ganzen wird mit der einen, oben erwähnten Aenderung nach den Be⸗ 
ſchluſſen der zweiten Berathung angenommen. 0 5 

8 folgt die dritte Berathung des Geſetzentwurfes, betreffend die Wie⸗ 
deraufbebung der Beſchlagnahme des Vermögens des ehe⸗ 
maligen Kurfurſten von Seifen. 

Abg. Windthorſt (Meppen): Der Abg. Hammacher hat geſtern erklärt, 
daß durch die Aufhebung der Beſchlagnahme nicht der Srage präjudicirt werde, 
wem das Vermögen des Kurfürſten gehört. Dieſelbe Anſicht habe ich geftern 
ausgeſprochen; eine Differenz, die der Abg Hammacher gefunden hat, beſteht 
alſo nicht zwiſchen uns. Das Vorgehen der Regierung hinſichtlich der heſſi⸗ 
ſchen Silberkammer bat mich überraſcht. Gehört fie zu dem Theil des Ver⸗ 
mögens, der dem Landgrafen überwieſen iſt, wie die Regierung annimmt, 
ſo wäre der Landgraf auf geſetzlichem Wege im Stande, ſich in ihren Beſitz 
zu ſetzen. Die diplomatiſche Intervention, die zu einer Wegnahme derſelben 
gegen die Proteſte derer, welche mit ihrer Bewahrung beauftragt waren, ge⸗ 
führt bat, ift ſehr auffallend. Das betreffende öͤſterreichiſche Gericht hat er⸗ 
kannt, daß die Maßregel nicht berechtigt ſei; ich hoffe, daß die Regierung 
jetzt bereit ſein wird, den status quo ante herzuftellen. Was die Rechnungs⸗ 
legung betrifft, ſo iſt die Regierung zwar nicht juriſtiſch, aber moralisch zu 
einer ſolchen verpflichtet, der politiſche und gewohnliche Anſtand verlangen 
von Jedem, der mit fremden Geldern hantirt, daß er Rechnung lege. Daß 
die Re wre dagegen ſträubt, verſtehe ich nicht, allerdings bin ich nur 
ein einfacher Unterthan. Wenn der Abg. Wehrenpfennig die Rechnungsab⸗ 
lage für die Regierung gleichſam übernommen hat, indem er eine ganze 
Reihe von Verwendungen ſpeeifiefrte und ſich auf meine arithmetiſche Kunſt 
berief, die mir jagen würde, daß nicht viel habe übrig bleiben können, fo 
muß ich geſtehen, daß mir die Materialien in der Art nicht zur Hand ſind. 
St die Sache fo leicht, warum legt die Regierung nicht jelbit Rechnung ab? 

m zu wiſſen, ob viel für Reptilienzwecke übrig geblieben iſt, muß man den 
Ausdruck „Reptilienzwecke“ definiren. Das hat der Abg. Wehrenpfennig 
aber nicht gethan. * 

Abg. Dr. Wehrenpfennig: Ich weiß über das Wort Reptilienfonds 
auch keine authentiſche Interpretation zu geben; nach der feiner Zeit gegebe⸗ 
nen Definition von dem Regierungstiſch aus ſind Reptiliengelder ſolche, durch 
welche die Reptilien aus den Höhlen getrieben werden ſollen. Wenn der 
Abgeordnete Windtborſt in ſeiner gewöhnlichen liebenswürdigen Weiſe erklärt 
bat, ich hätte die Rechnungslegung für die Regierung übernommen, fo muß 
er unter Rechnungslegung etwas ſehr Seltſames verſtehen. Ich halte die 
geſtern von mir A versc zahlen, die ſich Jedermann bei einem kurzen 
Aufenthalt in Kaſſel verſchaffen kann, für keine Rechnungslegung, vielleicht 
ift der Abg. Windthorſt weniger ſerupulös. Nach Angabe dieſer Zahlen fagte 
ich, wenn der Abg. Windthorſt fie zuſammenrechnet, wird er zu der Anſicht 
kommen, daß nicht Viel zu Reptilienzwecken übrig geblieben iſt. Ich kann 
daher ſeine Bemerkung nur für einen ſeiner weniger gelungenen Scherze 
balten. An den Rechten derer, die Anſprüche zu haben glauben, wird durch 
unſere Verhandlungen nichts geändert; auch die Frage wegen der Silber⸗ 
kammer ift eine reine Proceßſache. Es iſt gleichgültig, welche sentiments 
wir hier äußern. . 

bg. Windthorſt: Die Angaben des Abg. Wehrenpfennig ſollen doch 
offenbar den Gedanken der Verwendung eines großen Theils des Vermögens 
zu geheimen und meet möglichſt weit ſchieben. Ich mag an dieſem 
Weiterſchieben keinen Antbeil haben, da mir aus den Verhandlungen im 
Hauſe und den Mittheilungen des Herrn Eugen Richter bekannt iſt, wie weit 
man mit Verwendungen gegangen ift, die nicht in den Rahmen des Beſchlag⸗ 
nahmegeſetzes paſſen. Die Regierung ſollte eine fo vollſtändige Rechtfertigung 
geben, daß auch der Abg. Wehrenpfennig bei äußerſter Scrupuloſität in Rech 
nungsſachen ſich für befriedigt erklärt. Hätte die Silberkammer im Berei 
der preußiſchen Machtſphäre gelegen, fo wäre fie mit Beſchlag belegt worden. 
Die Regierung ift verpflichtet, abgejeben von den in Folge der Verwaltung 
unabweislichen Veränderungen das Vermögen den Erben in dem Zuſtand zu 
berweiſen, wie die Beſchlagnahme erfolgt iſt. Nachdem die Regierung nach 
der Entſcheidung des öſterreichiſchen Gerichts ohne Berechtigung diplomatiſch 
eingegriffen hat, iſt fie jedenfalls verpflichtet, den status quo ante raſch her⸗ 
zuſtellen. en 1 

Abg. Dr. Wehrenpfennig Cine a Rechnungsablegung der 
Regierung über die Summen, welche nicht zu Reptilienzwecen verwendet 
worden find, würde böchſt wanſchenizvend und für die Regierung ſelber vortheil⸗ 
haft fein. Ich habe das Bedürfniß, den ausgeſprochenen Verdacht zurückzu⸗ 
ſchieben, allerdings empfunden, Beer > giebt zwar in jedem Volke und 
jedem Staate Leute, die wider ihre Ueberzeugung ſich verkaufen, aber es 

mt in keinem Volle wie bei uns tagtäglich vor, daß eine Partei es wagt, 


Sechsundfünfzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


angeſichts des Auslandes faſt die ganze liberale Partei und Preſſe als ver⸗ 


kauft hinzuſtellen. 

Abg. Windthorſt (Meppen). Ich provozire das Zeugniß des ganzen 
Hauſes, ob ich bei dieſer Gelegenheit irgendwie den Gedanken ausgeſpochen 
babe daß die liberale Partei oder Preſſe insgeſammt verkauft ſei. Richtig 
iſt, daß nach meiner Meinung aus den Fonds hier durch Geldmittel auf die 
Haltung der Preſſe in Deutſchland und noch viel mehr im Auslande einge⸗ 
wirkt worden ift und wird. Davon wird durch die angebliche Auſhebung 
des politiſchen Preßbureaus nichts geändert, wenn überhaupt dieſe Aufhe⸗ 
bung in etwas Anderem beſteht, als in einem Wechſel einer Perſon. 
werde ſtets, wo ich Schäden erblicke, ſie aufdecken. Das iſt die Aufgabe 
aller Parlamente, denn ſie ſollen das Wohl des Volkes fördern und dazu ge⸗ 
hört, daß nicht künſtlich eine öffentliche Meinung gemacht wird, die ſonſt nicht 
exiſtiren würde. (Beifall im Centrum). . 

Abg. Wehrenpfennig konſtatirt, daß die ulframontane Preſſe beſtändig 
bemüht iſt, Vorwürfe und Verleumdungen der von ihm U pen Art gegen 
einen großen Theil der liberalen Preſſe zu ſchleudern, und daß vielfache Aeußerun⸗ 
Passe 3 des Centrums zu dieſer Strömung in der nltramontanen 

reſſe paſſen. 

Der Geſetzentwurf wird darauf definitiv genehmigt. 

Es folgt der Antrag des Abg. Sachſe dem $ 43 der Geſchäftsordnung 
des Hauſes folgenden Zuſatz zu machen: „Das Vorleſen anderer Schriftſtücke 
(als folder, die den Mitgliedern geſtattet iſt, welche der deutſchen Sprache 
nicht mächtig find) iſt nur mit Genehmigung des Präſidenten zuläſſig. Der 
Antragſteller erinnert an die Verleſung der päpſtlichen Encyelica durch den 
Abg. b. Wendt am 18. März d. J., welche Präsident v. Bennigſen nach der 
neuen Geſchäftsordnung zu inhibiren ſich nicht berechtigt glaubte, daher eine 
Aenderung derſelben * erſcheine. Zunächſt möge die vorgeſchlagene 
Aenderung durch die eſchäftsordnungs⸗Commiſſion geprüft werden. Abg. 
Windthorſt (Meppen) iſt mit dieſer Verweiſung einverſtanden, ohne 
damit die Aenderung ſelbſt billigen zu wollen. Das Haus beſchließt in dieſem 


inne. 

Das Haus beihäftigt ſich darauf mit Petitionen, deren es eine über⸗ 
aus große Zahl erledigt. Wir beben die Petitionen aus dem Regierungs⸗ 
bezirk Trier herpor, die der Staatsregierung zur Berückſichtigung mit der 
8 uͤberwieſen werden, dem Landtage in nächſter Seſſion eine 
Geſetzesvorlage zu machen, wonach das Schwarzwild unter die Kategorie 
der ſchädlichen Raubthiere geſetzt werde, welche jeder auf ſeinem Grundſtücke 
erlegen darf, mit der Berechtigung, die erlegten Stücke zu behalten und für 
ſich zu verwerthen. Der Referent der Agrar⸗Commiſſion v. Schorlemer⸗ 
Alſt, 5 ein Bild der durch das Schwarzwild angerichteten Schaden, 
das Miniſter Dr. Friedenthal als eiwas zu lebhaft colorirt bezeichnet, ob⸗ 
wohl er die vorhandenen Mißſtände abzuleugnen weit entfernt iſt. Jedenfalls 
iſt durch das Abſchießen von 8—900 Stück Schwarzwild im letzten Jahre, 
was freilich nicht den Beamten als Verdienſt anzurechnen, ſondern durch den 
überaus ſtarken Schneefall ermöglicht worden iſt, die Lage der ländlichen 
Beſitzer erheblich verbeſſert worden. 

Andere Petitionen, betreffend den Wohnungsgeld⸗Zuſchuß der Lehrer 
und Directoren der Provinzial⸗Gewerbeſchulen, die Lage der Förſter, die 
Communal⸗Beſteuerung, die Benutzung fließender Waſſer Seitens der 
Müller ꝛc. Das Haus beſchließt durchweg nach den Anträgen der betreffenden 
Commiſſionen. 

Es folgt der Antrag des Abg. Virchow: die Staatsregierung aufzufor⸗ 
dern, dem Landtage in der nächſten Seſſion einen Geſetzentwurf über die 
Aufhebung des confeſſionellen Charakters der Kirchhöfe vorzulegen. : 

Der Antragſteller führt aus, daß der moderne Staat und die bürgerliche 
Geſellſchaft ein Intereſſe daran haben, daß die Leichen ihrer — 2 7 
in derſelben Weiſe und Lage beerdigt, und nicht etwa „heterodoxe“ Leichen 
an der Mauer, wo die nicht anſtändigen Leute hintommen, untergebracht 
werden. Eine ſofortige Säculariſation der Kirchhöfe, welche fie der bürger⸗ 
lichen Gemeinde überweiſt, würde eine Umwälzung ſein, die der Abgeordnete 
Virchow um ſo mehr allmälig berbeiführen will, als das Kirchhofsmonopol 
der Kirche zur Zeit eine ſchwer entbehrliche Rente und Einnahmeanelle für 
manche Kirchen iſt, die allerdings auf das Publikum einen ſehr ſchweren 
und läftigen Druck ausübt. Aber die Geſetzgebung hat die Pflicht, ſchritt⸗ 
weiſe die Befreiung von he Drucke vorzubereiten und damit auch dieſen 
Theil des Programms der Fortſchritispartei zu realifiren, die ſich in kirch⸗ 
lichen Fragen keineswegs im Schlepptau des Fürſten Bismarck bewegt, wie 
das Centrum von ihr zu behaupten pflegt. Der Redner benutzt dieſen An⸗ 
laß, auch das Thema der Leichenverbrennung zu berühren. Die Regierung 
bat eine kurze Zeit das Verbrennen der Leichen geſtattet, iſt aber dann auf 
den Standpunkt des Zwanges der Beerdigung zurückgekehrt. Das für Viele 
Anſtößige des Verbrennes der Leichen hängt von der gewohnten Vorſtellung 
ab, für den einen ift es anftößig, ſich als begraben, für den andern, ſich als 
verbrannt vorzustellen. Die Regierung hat kein Intereſſe daran, mit Ge: 
walt aufrecht zu erhalten, daß Jedermann im preußiſchen Staate begraben 
wird. Vom Standpunkte der öffentlichen Geſundheitspflege aus wäre nichts 
erwünſchter, als daß die Leichenperbrennung Regel würde, denn daß die zu⸗ 
nehmende Anhäufung von Verweſungsſtätten, welche das Erdreich mit un: 
reinen Stoffen erfüllen und weit und breit die Wäſſer verderhen, der öffent⸗ 
lichen Geſundheit nicht zuträglich iſt, iſt leicht einzuſehen. Wurde die obli⸗ 
gatoriſche Leichenſchau eingeführt, ſo wäre auch das Bedenken beſeitigt, daß 
in Folge der Leichenverbrennung die nachträgliche Feſtſtellung von Criminal: 
verbrechen durch Unterſuchung der Leichen unmöglich wird. Auf die Even⸗ 
tualität, daß trotz der Leichenſchau in einzelnen Fallen ein Verbrechen un⸗ 
entdeckt bleibt und durch nachträgliche Unterſuchung nicht mehr conſtatirt 
werden kann, die Einrichtung eines ganzen Volkes zu baſiren, iſt ein abſolut 
unzuläſſiger Zuſtand. 

Der Cultusminiſter: Ich werde dem Abgeordneten in ſeinen Ausfüh⸗ 
rungen über Leichenverbrennung nicht folgen, die Regierung hat keinen Anlaß, 
ihren Standpunkt zu verlaſſen. Der Abgeordnete hat jelbit anerkannt, daß 
dies und jenes der Einführung der Leichenverbrennung vorangehen müßte, 


insbeſondere die Leichenſchau; die Vorſchlage des Abgeordneten, der bei der 
Neorganifation des Medizinalweſens beibeiligt iſt, in dieſer Richtung, werden 
die gebührende Berückſichligung erfahren. Das Material zur Ordnung der 


Materie unterliegt im Miniſterſum gegenwärtig der Sichtung und wird das 
Weitere beſchloſſen werden. Wenn der Antrag den Zweck haben ſollte, die 


Regierung an dieſe Angelegenheit zu erinnern, iſt er alſo überflüſſig. Der 
Antrag verlangt vie Vorlegung eines Geſetzentwurfes in der nächſten Seflion. 
Ob es nach dieſer langen und anſtrengenden Seſſion, die uns noch einige 
Wochen in gemeinſamer Arbeit zuſammenhalten wird, bis zum Beginn der 


nädjten möglich fein wird, die nicht leichte Aufgabe zu löfen, iſt nicht vor⸗ 
auszuſehen, beſonders da noch andere und wichtigere Gegenſtände, z. B. das 


Patronatsgeſetz bis dahin erledigt werden ſollen. Meine Bedenken gegen die 


ae eee die Aufhebung des confeſſionellen Charakters der Kirch⸗ 
Ö e“ 


ter läßt ſich nicht machen. 


Abg. Freiherr v. Fürth iſt gegen den Antrag aus Rückſicht für die 
orthodoxen Iſtaeliten der Rheinlande, die den Zwang, mit andern Confeſſio⸗ 
ch nen zuſammen begraben zu werden, als einen Eingriff in ihre Gewiſſens⸗ 
freiheit betrachten würden. Für die Katholiken ift der confeſſtonelle Charakter 
der enge keineswegs jo weſentlich, als der Abg. Virchow glaubt, z. B. 

oͤn ein gemeinſchaſtlicher Kirchhof, es beſteht aber nach latholi⸗ 
ſcher Lehre unter denen, die gemeinſam die heiligen Sacramente genießen, 
eine Art myſtiſche Gemeinſchaft. Die gemeinſame Begrabung iſt ein Aner⸗ 
kenntniß dieſer Gemeinſchaft, keine Intoleranz gegen Andersgläubige, die 
jeder Chriſt anftändig zu begraben verpflichtet iſt. Ebenſowenig, wie man 
Familien ihre Familienbegräbniſſe verwehren kann, kann man den Kirchen⸗ 


exiſtirt in 


gemeinden das Recht beſtreiten, einen eigenen Kirchhof zu haben. 
Abg. Gött ing: Durch die 


niſſe bei geben auch evangel 


, eſtattungen vermieden werden. Leider 
Geiſtliche dazu Anlaß. 


30 


ö ind durch die Ausführungen des Antragſtellers gemildert worden. 
Die geſetzliche Entwickelung der Materie wird nach der communalen Seite 
der Kirchhöfe erfolgen, aber ein Federſtrich durch ihren conſtitutionellen Charak⸗ 


5 Annahme des Antrages Virchow wird die 
Regierung gedrängt, ihm baldigſt, wenn auch nicht in der nächſten Seſſion, 
Folge zu geben, und werden dann die ſich wiederholenden furchtbaren aa 

iſche 
So hat ein proteſtantiſcher Geiſtlicher dem latholiſchen 
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Erpedltien: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdent Übernehmen alle Voſt⸗ 
ellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zwetnt al erſcheint. 


Mittwoch, den 2. Juni 1875. 


—— . ——ê NEN SEITE 
verwehrt, im Ornat auf dem evangeliſchen Kirchhofe eine Leiche zu begraben. 
Bei dem jetzigen confeſſtonellen Kampfe muß wenigſtens der Unterſchied der 
Confeſſion nach dem Tode beſeitigt werden, der Culturkampf nicht über das 
Grab hinaus fortgeſetzt werden. Als eine Dorfgemeinde Hannovers einen 
allgemeinen Kirchhof anlegte, Yigg das lutheriſche Landesconſiſtorium 
daraus, daß zuerſt eine epangeliſche Leiche . worden war, daß der 
Kirchhof ein evangeliſcher ſei und mithin das Gras auf demſelben dem 
lutheriſchen Küſter gehöre. Als der katholiſche Beſitzer eines Erbbegräbniſſes 
das Gras auf demſelben durch den Gemeindewächter mähen ließ, ließen die 


Kirchenbehörden den Kirchhof ſchließen und erfolgten Scandale aller Art, bis 


der Cultusminiſter auf an ihn ergangene Beſchwerde der Ungehenerlichkeit 


ein Ende machte. In einem andern Falle wurde ein Geiſtlicher von der 
Liſte der zur Wahl Präfentirten gestrichen, weil er unirt war, bis der König, 
dem als summus episcopus die Sache unterbreitet wurde, ſein mans 
äußerte, daß man in jo täppifcher, dummdreiſter Weiſe das Werk feines 
in Gott ruhenden Vaters anzugreifen wage. Die bekannte Bartfrage be⸗ 
weiſt, daß ſolche Zuſtände nicht eine ſpeciell hannoverſche Eigentbümfichbeit 
find. Daß ebangeliihe Kirchenbehörden einen Pe Confeſſionalismus 
innerhalb der evangeliſchen Kirche pflegen, zeigt, daß die dort ſitzenden Herren 
vom Geiſt des Proteſtantismus noch nicht angeweht ſind. Die Kirchhöfe 
dürfen nicht als Denkmäler unſerer Streitigkeiten über Glaubenslehren für 
unſere Nachkommen beſtehen bleiben. (Beifall links.) 

Abg. Windthorſt (Bielefeld) wünſcht ein energiſches Vorgehen, ohne 
zu viel Nüdfichten zu nehmen. In Bielefeld beſteht ein allgemeiner Kirch⸗ 
bof, obne daß die orthodoxen Juden daran Anſtoß nehmen. Die jetzigen 
confeſſionellen Kirchhöfe find entweder zu ſchließen oder in confeſſionsloſe zu 
verwandeln. Ueberall, wo die Vernunft eingeführt werden ſoll, muß etwas 
Zwang angewendet werden; iſt ſie eingeführt, ſo wundern ſich die Leute 
ſchon nach einem Jahr, daß ſie vorher nicht ſo vernünftig waren. 

Der Abg. Jung beantragt, die Worte „in der nächſten Seſſion“ zu 
ſtreichen. Der Antrag Virchow wird mit dieſer Modification angenommen⸗ 

Schluß der Sitzung 3% Uhr. Nachſte Sitzung Mittwoch 11 Uhr. 
1) Zweite Berathung des Geſetzentwurfs, betreffend den Ankauf der Pom⸗ 
merſchen 1 2) Erſte und zweite Berathung des Geſetzentwurfs, be⸗ 
treffend die Ertheilung der Corporationsrechte an die Baptiſtengemeinden. 
3) Berathung des vom Herrenhauſe veränderten Geſetzentwurfs über die 
Vermögensverwaltung der latholiſchen Kirchengemeinden. 4) Zweite Ber 
rathung des Geſetzentwurfs, betreffend die Abwehrung von Viehſeuchen. 

29. Sitzung des Herrenhauſes (vom 1. Juni). 

11 Ubr. Am Miniſtertiſch Camphauſen, Leonhardt, Achenbach und ver⸗ 
ſchiedene Commiſſarien. 

Vor der Tages⸗Ordnung erhält Oberbürgermeiſter Bredt (Barmen) das 
Wort: Ich habe geſtern in meiner Rede zum Dotationsgeſetz die Aeußerung 
gethan: troßdem hat die Commiſſion es gewagt, im § 20 vorzuschlagen 
u. ſ. w. Darauf ſagte der Referent, wie der ſtenographiſche Bericht nach⸗ 
weiſt — ich habe geſtern die Aeußerung überhört, ſonſt hätte ich gleich die 
nöthigen Bemerkungen gemacht — „wenn Herr Bredt geſagt: die Commiſſion 
habe gewagt u. |. w.“, jo kann ich das nur als eine Anmaßung bezeichnen; 
ich glaube, der Herr Präſident bat dieſe Aeußerung ebenfalls überhört, ſonſt 
hätte er ſie wohl nicht fo ohne Weiteres durchgehen laſſen. 

Vicepräſident v. Bernuth (welcher in der geſtrigen Sitzung den Vorſitz 
führte, als die gerügte Aeußerung 1 Ich halte mich für verpflichtet zu er⸗ 
klären, daß zu meinem Bedauern der Ausdruck, um den es ſich handelt, mir 
f e entgangen iſt, wenn er an mein Ohr gekommen wäre, würde ich mich 
ur verpflichtet gehalten haben, darauf aufmerkſam zu machen, daß der Aus⸗ 
druck doch wohl über die Grenzen einer objectiven Beurtheilung und Wider⸗ 
legung eines Redners hinausgeht. 

Referent Graf v. Zieten⸗Schwerin: Ich muß mich dem Ausſpruche 
des Präſidenten fügen, will aber zu meiner Entſchuldigung anführen, daß ich 
ſehr gereizt war durch eine rg welche die Commiſſion betraf; Herr 
Bredt hatte geſagt, daß durch den Beſchluß der Commiſſion die weſtlichen 
Gain geſchädigt würden, und darin ſah ich eine Beleidigung der 

iſſton. 

Vicepräſident v. Bernuth: Ich kann doch dieſe zuletzt angeführte Aeuße⸗ 
rung nicht mit der zuerſt gerügten auf eine Linie ſtellen. 

Oberbürgermeiſter Bredt: Ich bin mit der Entſcheidung über die von 
mir angeregteſ Frage zufrieden, möchte aber in] Bezug auf die letzte Aeußerung 
des Referenten bemerken, daß meine Aeußerung, die weſtlichen Provinzen 
beit iich gefchäbigt, doch wohl in den Grenzen der parlamentariſchen Gewohn⸗ 

eit ſich bewegte. 

Pe Vice⸗Präſident von Bernuth erklärt den Zwiſchenfall für ge⸗ 
oſſen. 
Auf der Tagesordnung ſteht zunächſt die Geſammtabſtimm ung über 

den Entwurf einer Propinzialordnung für Preußen, Brandenburg, 

Pommern, Schleſien und Sachſen; der Entwurf wird mit ſehr großer Majo⸗ 

rität angenommen. 

Dann ſetzt das Haus die . über den Geſetzentwurf betreffend 
die Ausführung der SS 5 und 6 des Geſetzes vom 30. April 1873 wegen 
der Dotation der Provinzial⸗ und Kreisderbände fort und ges 
nehmigt die 88 2—6 nach den Beſchlüſſen des ne Graf 
zur Lippe hatte zu § 5, nach welchem die Dotation auch zur Beſtreitung 
der Koſten des Provinziallandtages und der Provinzialverwaltung mit Ein⸗ 
ſchluß der Koſten der Verwaltungsgerichte, beziehungsweiſe der Deputationen 
für das Heimathsweſen, und zu Beihilfen an die Kreiſe zur Durchführung 
der Kreisordnung beſtimmt iſt, beantragt, die Koſten für die Verwaltungs⸗ 
gerichte und die Deputationen für das Heimathweſen nicht auf die Dotation 
anzuweiſen. Der Antrag wurde jedoch abgelehnt. : 

$ 7 handelt von der Uebertragung der Verwaltung und Unterhaltung 
mebrerer bisher von den Staatsbehörden verwalteten Irren⸗, Taubſtummen⸗, 
Waiſen⸗ und anderer Anſtalten an die Provinzialverbände. 

Bei dieſem Paragraphen brachten Oberbürgermeiſter Becker, v. Witz⸗ 
leben und Graf Udo Stolberg die Stellung mehrerer ähnlicher Inſtitute, 
die in dieſem Paragraphen nicht aufgeführt ſind, zur Sprache und zwar der 
Corrigendenanſtalt in Zeitz, der Landwaiſenanſtalt bei Langendorf und der 

rrenanſtalt zu Leudus in Schleſien. Es beſtehen hinſichtlich dieſer Inſtitute 

treitigkeiten über die Eigenthumsverhältniſſe zwiſchen dem Fiscus und der 
provinzialſtändiſchen Verwaltung. 

Oberbürgermeiſter Becker beantragt dem Paragraphen deshalb folgenden 
File zu machen: „Die Eigenthums⸗ und ſonſtigen Rechte, welche dem 

taate an denjenigen Inſtituten und den dazu gehörigen Vermögensobſekten 
zuſtehen, welche ſchon gegenwärtig von den Provinzial⸗ und communalſtän⸗ 
diſchen Verbänden unterhalten werden, gehen auf die betreffenden Proviazial⸗ 
verbände über.“ Der Antragiteller zieht jedoch im Verlaufe der Debatte 
ſeinen Antrag zurück, nachdem ſowohl der Finanzminiſter Camphauſen 
als auch der Geh. Rath Perſius die Erklärung abgegeben, daß es ſich nicht 
empfehle, dieſe ftreitigen Rechtsverhältniſſe einfach dur ein parlamentariſches 

Votum zu entſcheiden; die Staatsregierung wird eine Regelung dieſer Fragen 

in möglichſt wohlwollender Weiſe eintreten lafjen. } f 
N 9 wird darauf unverändert angenommen. Desgleichen die 88 8-16, 

welche von der Uebereignung der Hilfskaſſenfonds, der Meliorationsfonds, 

der Zuſchüſſe für Hebammenweſen und Hebammenlehrinſtitute, der Verwal⸗ 
tung ** 1 8 0 8 un Obſtbaumſchulen und von der Ueberweiſung 
einiger Staatsnebenfonds handeln. 

Nach $ 17 ſoll die Ueberweiſung jämmtliher Fonds und Renten an die 
Communalverbände am 2. Januar 1876, beziehungsweiſe vom 1. Januar 
1876 ab erfolgen. — Von letzterem Zeitpunkte ab gehen zugleich auf die be⸗ 
treffenden Communalverbände die ihnen durch dieſes Gejeb auferlegten Ver⸗ 
pflichtungen über. Die bei dem im $ 3 gedachten Fonds vorhandenen Effel⸗ 
ten werden in Anrechnung auf die für jeden der betpeiligten Communalver⸗ 
bände ſich ergebende Summe nach dem Cours der Berliner Börſe vom 2. 
Januar 1876 überwieſen. — Im Commiſſionsberichte findet fi zu dieſem 
Paragraph E eee Es wird bemerkt, daß die Ausführung des 
letzen Satzes Schwierigkeit machen würde, wegen der ſchlechten Oua⸗ 
lität derjenigen Papiere, in denen die Staatsregierung die 
Capitalien belegt habe und daran die Anfrage geknüpft, ob es nicht 
befier ſei, durch das Geſetz zu beſtimmen, daß die Papiere moͤglichſt gleich⸗ 
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mäßig in Natura auf die einzelnen Verbände vertheilt werden follen, dann 
würden doch alle gleichmäßig den Schaden tragen, der durch den Coursverluſt 
erlitten werden müßte. Dem wurde ee daß es ſelbſtperſtänd⸗ 
lich ſei, daß in dieſer Weiſe von der Staatsregierung die Vertbeilung der 
Mertbpapiere vorgenommen werde, ſoweit ſolches irgend moglich; als Grund⸗ 
lage zur Suse ung wäre der Börfencours nicht zu entbehren. 
nanzminiſter Camphauſen verwahrt die Regierung gegen den Vor: 
wurf, als vb fie die Capitalien in ſchlechten Papieren angelegt habe; die 
Anlage ſei hauptſächlich in Eiſenbahnactien erfolgt, die allerdings augenblick⸗ 
lich ſtark unter dem Ruckgang der Courſe gelitten. Aber der Staat müſſe in 
manchen Fällen feine sitarte Hand über nothleivende Unternehmen balten, 
nicht um den Actionären zu helfen, ſondern um den weſentlichen Intereſſen 
des Landes förderlich zu ſein und den Druck zu brechen, der temporär auf 
ſolchen gut fundirten Unternehmungen laſtet, der aber die Unternehmen da⸗ 
rum nicht für die 8 lahm gelegt hat. Die Zukunft iſt nicht mehr 
ferne, wo der Druck, der auf den Eiſenb ahnen laſtet, ſich weſentlich vermin⸗ 
dert haben wird. 

17 wird ohne weitere Debatte angenommen. 

18 lautet: „Den Provinzialverbänden wird ferner die Verwaltung, ein: 
ſchließlich der techniſchen Bauleitung, ſowie die Unterhaltung der bereits 
ausgebauten Staatschauſſeen und derjenigen chauſſirten Straßen übertragen, 
welche aus den den betreffenden Communalverbänden durch dieſes Geſetz, 
beziehungsweiſe durch die früheren Dotationsgeſetze überwieſenen Fonds aus⸗ 
1 und nicht in die Verwaltung und Unterhaltung an Dritte 

ergehen. 
ugleich mit der Unterhaltung der bereits ausgebauten Staatschauſſeen 
gebt das Eigenthum an denſelben nebſt allen Nutzungen und Pertinenzien 
Linſchließlich der Chauſſee⸗Wärler und Einnehmer⸗Häuſer auf die Communal⸗ 
Verbände über. 

Den Probinzialverbänden bleibt es überlafjen, die Verwaltung und Unter: 
haltung der ihnen überwieſenen Staatschauſſeen auf engere Communalver⸗ 
—.— nach Maßgabe der mit denſelben zu treffenden Vereinbarung zu 

ertragen. 

Die Verwaltung und Unterhaltung derjenigen Staatschauſſeen, deren 
Koſten bisher aus berg⸗ oder forſtfiscaliſchen Fonds beſtritten find, verbleibt 
auch fernerhin dem Staate. 1) 

Daſſelbe gilt vorlaufig von denjenigen Staatsſtraßen, welchc der Staat 
auf Grund der Verordnung vom 16. Juni 1838, die Communikationsabgaben 
betreffend, im § 9 zur Unterhaltung übernommen hat.“ 0 

Hierzu beantragt Oberbürgermeiſter v. Voß: 1) in $ 18 hinter das erſte 
Alinea Tolgendes neue Ainea einzuſchieben: „Daſſelbe gilt von den im Zuge 
der Staats⸗Chauſſeen belegenen Brücken und Fähren, ſoweit dieſelben ſeither 
aus dem Chauſſee⸗Unterhaltungs⸗FJonds (Kap. 68 Tit. 3 des Staatsbaus⸗ 
halts) unterhalten find; — 2) das letzte Alinea des § 18 dahin zu faſſen: 
„Daſſelbe gilt bis auf Weiteres von denjenigen Staatsſtraßen, welche ſeither 
vom Staate auf Grund ſpecieller Rechtstitel unterhalten worden find.” 

Oberbürgermeiſter Haſſelbach beantragt binter § 18 folgenden neuen 
Paragraph einzufügen: „Das Eigenthum und die Unterhaltungspflicht dieſer 
Staalsſtraßen wird den betreffenden Gemeinden zurückgegeben, und die dafür 
vom Staate in einer jährlichen Geldrente zu leiſtende W dem 
Kreis⸗Ausſchuſſe, beziebungsweiſe in Stadtkreiſen von dem Bezirksrath feſt⸗ 
geſetzt. Gegen dieſe Feſtſetzung ſteht den Betheiligten nur die Berufung auf 
richterliche Entſcheidung offen. Die Geldrente lann vom Staate mit dem 
zwanzigfachen Betrage abgelöſt werden. Der Jahresbetrag der Geldrente 
wird den betreffenden Probinzialverbänden an der ihnen nach Maßgabe des 
§ 20 zu gewährenden Dotation gekürzt.“ 

Oberbürgermeiſter v. Voß bittet um die Annahme ſeines Antrages; 
bleibe die Vorlage unverändert, ſo werde den Städten ein anderer Schuldner 
deterioris conditionis aufgedrängt, als welcher ihnen zuerſt verpflichtet war; 
dies widerſpreche den landrechtlichen Grundsätzen don der Ceſſton. 

Oberbürgermeiſter Haſſelbach empfiehlt 1 die Anträge des Herrn 
v. Voß, hätte aber gewünſcht, daß letzterer ſich mit ihm in Verbindung geſetzt 
und über die Faſſung des § 18 geeinigt hätte; dann bätte es eines beſon⸗ 
beren Antrages vielleicht nicht bedurft. Sein, des Redners, eigener neuer 
$ 18a empfehle ſich darum, weil mit Annahme deſſelben die ſonſt entſtehen⸗ 
den Streitigkeiten über die Entſchädigung vermieden würden. 

„Bürgermeifter ne dält den letzten Abſatz des § 18 der Com⸗ 
miſſionsbeſchlüſſe aus dem Grunde für nicht richtig, weil derſelbe nur ein« 
elnen Städten ein Recht giebt, das bei gleichen Verhältniſſen alle Städte 

ben müßten. Auch in den neuen Provinzen ſeien ähnliche Verordnungen 
Aae wie die vom 16. Juni 1838, alſo ſeien die Verhältniſſe dort die 
gleichen. 

Der Handels miniſter: Die Regierung kann dem Beſchluſſe der Com⸗ 
miſſion nicht zuſtimmen, die Chauſſee⸗Wärter⸗ und Einnehmerhäuſer ohne 
Weiteres auf die Communalperbände übergehen zu laſſen. Sie iſt durchaus 
loyal und wohlwollend verfahren, indem fie nicht nur diejenigen Wärxrter⸗ 
und Einnehmerhäuſer, welche zu Dienſtwohnungen der Wärter und Ein⸗ 
nehmer benutzt wurden, auf die Provinzen übergehen ließ, ſondern auch die⸗ 
jenigen, welche ſich thatſächlich im Beſitze von Wärtern und Aufſehern be⸗ 
Anden, Sollte die Regierung auch da, wo ein Bedürfniß nicht vorliegt, die 

Ueberweiſung vornehmen, ſo hieße das, von ihr verlangen, dieſelbe Sache 
doppelt den Provinzen zu geben. Sind doch, wo die Chauſſeehäuſer nicht zu 
Dienſtwohnungen verwendet, ſondern Miethsentſchädigungen gezahlt wurden, 
dieſe den Provinzen überwieſen worden. Dem Antrage v. Boß, ſoweit ſich 
derſelbe auf die Brücken und Fähren bezieht, ſetze ia) keinen Widerſpruch 
entgegen, bitte aber um Ablehnung ſeiner übrigen e Die Regie⸗ 
rung iſt der Anſicht, daß wenn die Ueberweiſung der Chauſſeen an die Pro⸗ 
vinzen ſtattfindet, kein Grund vorliegt, für gewiſſe Städte und Oxtſchaften 
eine Ausnahme zu machen. Der Gegenſtand iſt aber durchaus nicht uner⸗ 
heblich, denn nach einer mir vorliegenden Berechnung waren ſchon vor meh⸗ 
reren Jahren 91 Meilen Stadiſtraßen im Staate vorhanden. er Vor⸗ 
ſchlag des Herrn Haſſelbach ſcheint mir nicht einmal im Intereſſe der Pro⸗ 
pinzen zu liegen, da die Feſtſtellung der Entſchädigung durch Organe erfolgen 
ſoll, welche unter der Provinz e W bitte Sie, die Commiſſionsbe⸗ 
ſchlüſſe ſowie die Anträge der Herren v. Voß und Haſſelbach abzulehnen und 
die urſprüngliche hr anzunehmen. - 

Oberbürgermeiſter Becker macht darauf aufmerkſam, daß man vielfach 

beſorge, die Regierung habe gerade in dieſem Jahre die Unterhaltung der 
Staatschauſſeen zu kärglich bemeſſen und wünſcht eine Erklärung der Regie⸗ 
755 welche geeignet wäre, dieſe Beſorgniſſe, welche er ſelbſt nicht theilt, zu 
zerſtreuen. . 
Nachdem Herr Haſſelbach nochmals für feinen Antrag eingetreten war 
und der Handels⸗Miniſter replieirt hatte, wird von Herrn v. Voß fol: 
ger Antrag eingebracht: „1) Im Alinea 2 des § 18 der Commiſſtons⸗ 
‚ Beichlüffe die Worte: „und Einnehmer“ zu ſtreichen; — 2) dem zweiten 
Alinea als neues Alinea folgen zu laſſen: „Soweit Chauſſeegeld⸗Einneb⸗ 
merhäuſer zugleich zu Wohnungen für Chauſſeewärter und Aufſeher gedient 
ben, geht das Eigenthum an denſelben auf die Prodinzialverbände über. 
zuglich aller ſonſtigen Hauer emen Nuß ſteht den Provinzialver⸗ 
bänden das Recht zu, dieſelben gegen deren Tarwerth zu übernehmen.“ 
Graf v. Kraſſow hält es für ein woblbegründetes Recht der Provinzen, 
auch diejenigen Chauſſee⸗Einnehmerhäuſer zu übernehmen, welche nicht zu 
Dienſthäuſern verwendet worden find, da ſie ſämmilich als Pertinenzen der 
Chauſſeen aufzufaſſen ſeien. 1 j 8 
Geh. Finanzraih Rötger: Wenn die Pertinenzqualität der Chauſſee⸗ 
8 Kunz eſtand, fo ift fie doch mit der Aufhebung des Chauſſeegeldes 
weggefallen. - 4 g 
Herr v. Kleiſt⸗Retzow deducirt die Pertinenzqualität aus § 42 A. L., 
R. I. 2; weggefallen ſei dieſelbe durch den Wegfall des Chauſſeegeldes keines⸗ 
wegs. Redner bittet um Annahme der Commiſſionsbeſchlüſſe. 
an Camphauſen; Als die Regierung im vorigen Jahre 
ſich entſchloß, die Chauſſeegeldereinnahme fallen zu laſſen, war fie nicht im 
Bweilet daß die Chauſſeebäuſer, welche zum großen Theile aus Fonds der 
teuerverwaltung erbaut ſind, als freies Eigenthum des Staates zu betrach⸗ 
ten ſeien. Sie handelt deshalb wohlwollend eng, wenn fie den Provinzen 
diejenigen eie der überläßt, welche für ienſtwohnungen beitimmt 
find. Die Koſten der Unterhaltung der in den Städten belegenen Staats: 
chauſſeen iſt bei Berechnung der Dotationsſumme mit in Anrechnung ge⸗ 
bracht; in Zukunft wird es der Vertretung der Provinz obliegen, für dieſe 
Ussipaltung ebenfalls große Summen zu beſtimmen und die Regierung 
bat das vollſte Vertrauen zur Provinzialvertretung, daß fie dies thun werde. 

Herr Haſſelbach vertheidigt hierauf ſeinen Antrag; auch der Handels⸗ 
miniſter tritt nochmals für die urſprüngliche Vorlage ein. Das Haus ges 

nehmigt lediglich die Commiſſtonsbeſchlüſſe bezüglich des § 18 unter Ablehnung 
aller bierzu geſtellten Amendementö. § 19 wird unverändert ohne Debatte 
angenommen. * h 

$ 20 lautet nach den Commiſſionsvorſchlägen: „Für die Uebernahme der 
Verwaltung und Unterhaltung der Staatschauſſeen einſchließlich der Koſten 
der Beſoldung und Penfionirung des für die obere Leitung der Neu⸗ und 
Unterhaltungsbauten, ſowie für die Beauſſichtigung der gene neu anzu⸗ 
ſtellenden, ee ſchon vorhandenen Veamtenperſonals wird den im 
dr a mmunalverbänden eine Jahresrente von 19 Millionen 
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Diefelbe wird unter dieſe Communalverbände zur Hälfte 
nach der Länge der in ihnen vorhandenen Staatsſtraßen und 
der in den einzelnen Regierungsbezirken zur Unterhaltung 
bisher verwandten Koſten, zur Bart nach dem Maßſtabe der 
I des § 2 dieſes Geſetzes lalſo nach Land und Leuten) 
vertheilt. 

Bis zum Erlaſſe der hierin vorgeſehenen königlichen Ver⸗ 
. wird der Vertheilung vorläufig die Volkszählung 
vom 1. December 1871 zu Grunde gelegt.“ 

Nach den Beſchlüſſen des Ahgeordnetenhauſes lautet der Paragraph in 
feinem erſten Abſatz ebenſo, vertheilt aber 15 Millionen ziffermäßig auf die 
einzelnen Verbände. „Der Reſt der 4 Millionen Mark wird auf die 
vorgenannten Communalverbände nach dem Maßſtabe und den 
Vorſchriften im § 2 dieſes Geſetzes vertheilt; bis zu dem Erlaß 
der an vorgeſehenen königlichen Verordnung wird der Ver: 
theilung vorläufig die Volkszählung vom December 1871 zum 
Grunde gelegt.“ 

Es beantragen g 

1) Freiherr v. Mirbach: Den § 20 noch den Beſchlüſſen des Hauſes 
der Abgeoroneten wiedecherzuſtellen, jedoch am Schluſſe deſſelben hinzuzu⸗ 
fügen: „Außervbem wird noch ene Million Mare jährlich den Communal⸗ 
Verbänden von Preußen, Brandenburg, Pommern, Poſen und Schleſien 
überwieſen zu Chauſſee⸗Neubauten behufs ce Leſer Communal⸗ 
Verbände mit den übrigen betreffs der Staaischauſſeen. Dieſe eine Million 
Br Yen, nach § 2 dieſes Geſetzes unter die 5 Communal: Verbände 
vertheilt.“ 0 

2) Graf Udo zu Stolberg: Für den Fall der Ablehnung der Com: 
miſſionsvorſchläge zu § 20 den eee wie folgt zu faſſen: a. den 
erſten Abſatz in der Faſſung des Abgeoronetenhauſes; — b. als zweiten Ab⸗ 
ſatz: „Von dem Reſte der 4 Millionen Mark wird vorweg 1 Million Mark 
auf die Provinzialverbände von Preußen, Brandenburg, Poenmern, Poſen, 
Schleſien und den Stadikceis von Berlin, — die anderen 3 Millionen Mork 
werben auf die ſämmtlichen vorge annten Communo verbände nach dem 
Maßſtabe und den Vorſchriften im § 2 dieſes Geſetze) verlhellt; bis zu dem 
Erlaß der bierin vorgeſehenen könielichen Verordnung wird der Verthellung 
vorläufig die Volkszählung vom December 1871 zum Grunde gelegt:“ — 
c. als letzten 9 Den letzt. 1 Abſatz nach der Commiſſionsbeſchloſſen. 

v. Mirbach: Der $ 20 iſt der wichtigſte des Geſetzes und euiſcheidet 
über die wirthſchaftliche oa einer großen Zahl von Provinzen. Es 
handelt ſich hier um die finanzielle Auze nanderſezung zwiſchen zwei in den 
hier maßgebenden Verhältniſſen total verſchiedenen Gruppen don Brobintial- 
verbänden. Die Oſtprovinzen der Monarchie find im Chauſſeebau bei weiten 
hinter den o zurückgeblieben; fie find außerdem bei weitem wer 
niger dicht bevölkert, fo daß der Vertheilungsmaßſtab, der die Bevölkerungs⸗ 
zahl als Multiplicator enthält, nicht zu Gunſten der öſtlichen Provinzen ins 
Gewicht fällt. Durch die Beſtimmung des erſten Abſatzes des § 20 in der 
Regierungsvorlage wird eine gerechte Ausgleichung dieſes Mußverhältniſſes 
in keiner Weiſe bewirkt. So ſoll danach die Rheinprovinz 1,605,850 Mark 
und die ſehr viel größere Provinz Poſen 401,520 Mark, alſo gerade den 
vierten Theil der erſteren Summe erhalten. Ich habe daber einen Antrag 
geftellt, der wenigſtens für die Zukunft einen Ausgleich in Ausſicht ſtellt, 
indem ich die Regierung erſuche, außerdem noch eine Million Mark jährlich 
den Communalverbänden der Oſtprobinzen zu Chauſſeebauten zu überweiſen. 
Ich bitte das Haus, den Antrag anzunehmen. 

v. Kleiſt-Retzow: Die Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, 
Poſen, Schleſien haben der Quadratmeilenzahl nach nur etwa halb ſoviel 
Staatsstraßen wie die anderen Provinzen. Die durch das Wohlwollen der 
königlichen Staatsregierung in den letzten 21 —.— angebabnte Ausgleichung 
durch Verwendung größerer Summen zum Neubau in jenen Provinzen und 
durch Uebernahme von Kreisſtraßen als 5 wird dadurch, daß 
durch vorliegendes Geſetz der ganze Chauſſeebau zur Provinzialſache gemacht 
und der ganze Chauſſeefonds auf die Provinzen vertheilt und an fie über⸗ 
wieſen wird, zum dauernden Nachtheil jener Provinzen unterbrochen, und 
dies Mißverhältniß dadurch erhöht, daß die für die Unterhaltung der Staats⸗ 
chauſſeen bewilligten und nach dem Verhältniſſe der Länge der vorhandenen 
Staatschauſſeen und der zu ihrer Unterhaltung nöthigen Mittel vertheilten 
15 Millionen Mark, das desfallſige jetzige Bedürfniß ſchon um 500,000 Mark 
überſteigen, und daß durch die provinzielle Uebernahme jener Laſt ſich Er⸗ 
| fpaznifie herausſtellen werden, welches beides bei dem überwiegenden 
Beſitze von Staatsſtraßen, vornehmlich jenen Provinzen zu Gute kommt. 
Jene Provinzen haben nach dem in dem Maaß angewendeten und den Ver⸗ 
hältniſſen der 4 6 3 77 entſprechenden Maßſtabe, nach dem Flächeninhalt 
und der Seelenzahl 884,8 Meilen Staatschauſſee zu wenig. Nur als Prämien⸗ 
Chauſſeen mit einer Prämie von 10,000 Thaler für die Meile ausgebaut, 
erfordern, wenn ſelbſt nur 800 Meilen gerechnet werden, dieſe ein Kapital 
von 8 Millionen Thaler oder 24 Millionen Mark, d. h. jene Provinzen ge: 
brauchen, wenn dieſe Bauten auf 24 Jahre vertheilt werden, jährlich eine 
Million Mark. Erſt nach jener Zeit wurde dieſe Summe zur Unterhaltung 
eines Theiles jener Chauſſeen verwendet werden können, und würden davon 
durchſchnittlich, ſelbſt nur 2500 ſtatt 3000 Mark auf die Meile in jenen Pro⸗ 
vinzen gerechnet, nur die Hälfte jener Straßen mit 400 Meilen unterhalten 
werden können. ; p 8 5 £ } 

Ohne irgend wie auf eine ſonſtige ene der Provinzen einzu⸗ 
gehen, wenn jetzt das Chauſſeeweſen durch Dies Geſetz auf völlig neue Grund⸗ 
lagen geſtellt werden ſoll, erfordert die Gerechtigkeit, daß durch das Geſetz 
ſelbſt eine bi ge Ausgleichung für eben dies Verhältniß den Provinzen ge: 
ſichert wird. Da die von der Staatsregierung gemachten Bewilligungen die 
Summen, die ſie einſchließlich jenes Ausgleichungsverfahrens bisher ver⸗ 
wendete, überſteigen, wird dieſelbe ſchwerlich geneigt ſe in, dieſen Betrag von 
1 Million Mark jährlich noch über die bisher verheißenen Summen zur 
Dispoſition zu ſtellen. Ju ſolchem Zwecke baben auch in der That die von 
ihr ertraordinär bewilligten 4 Millionen Mark antheilig zu dienen. Selbſt 
wenn daraus den 5 öſtlichen Provinzen zur Herſtellung dieſes Ausgleichs ein 
Präcipuum von 1 Million bewilligt wird, entbehren die bisher begünſtigten 
Provinzen ihren Antheil an der zu jenem Ausgleich beſtimmten 1 Million 
um deshalb nicht einmal, oder doch keinesfalls voll, weil die Bewilligung 
der 15 Millionen zur Unterhaltung der Staatschauſſeen mit dem Maßſtabe 
der Vertheilung nach der Länge der vorhandenen Chauſſeen nach obigem das 
vorausſichtlich wirkliche Bedürfniß vielleicht annähernd um ebenſeviel über: 
fteigen wird. Ich kann daher das Haus nur erſuchen, das von mir accep⸗ 
tirte Amendement Stolberg anzunehmen, welches dem 2 den beiden 
Gruppen der Provinzialverbände e tniß in einer ange⸗ 
meſſenen und billigen Weiſe abzuhelfen ge F ; 

ed Bu Aden bach Die Berückſichtigung der östlichen Pros 

vinzen liegt bereits in der Anwendung des Vertheilungsmaßſtabes von Land 
und Leuten. Man zog dieſen der Vertheilung der Steuerkraft vor, gerade 
um den wirthſchaftlich zurückgebliebenen Provinzen nicht nur eine Aus⸗ 
gleichung für die Vergangenheit, ſondern auch eine Hülfe für die Zuknnft zu 
gewähren. Das hat auch im andern Hauſe der Referent der Commiſſion, 
der ſonſt ein principieller Anhänger der Vertheilung nach dem Steuerſoll 
war, anerkannt. Als die Regierung ſich zu dem Opfer entſchloß, zu der ur⸗ 
ſprünglich auf 14 Million Mart firirien Rente noch 4 Millionen zuzuſchlagen, 
feste ſie es unter großen Anſtrengungen im andern Haufe durch, daß dieſe 
nicht, wie die Commiſſion des Abgeordneten⸗Hauſes vorſchlug, nach dem 
directen Steuerfoll, ſondern ebenfalls nach dem Maßſtab von Land und 
Leuten vertheilt werden ſollten. Sollte das Herrenhaus von dieſem Com: 
promiß, welches ſchon eine erhebliche Vergünſtigung unſerer öſtlichen Pro⸗ 
vinzen enthält, abgehen, ſo iſt eine Verſtändigung mit dem anderen Hauſe 
mehr als zweifelhaft. Ich muß daher bitten, ſowohl die Vorſchläge Ihrer 
Commiſſion, als auch den Antrag v. Stollberg abzulehnen. 

ie Debatte wird hierauf geſchloſſen und 3 20 nach den Beſchlüſſen 
des Abgeordnetenhauſes angenommen, alle Anträge abgelehnt. 

m 4% Uhr vertagt das Haus die fernere Debatte bis Mittwoch 11 
Uhr. (Dotation und Verwaltungsgerichte.) 


Berlin, 1. Juni. [(Amtliches.] Se. Majeſtät der König hat dem 
Ober⸗Poſtdirector, Geheimen Posch Irie drich zu Düſſeldorf, den Rothen 
Adler⸗Orden zweiter An: mit Eichenlaub, dem Kreisgerichts⸗Rath Kaempffe 
zu Guben den Rothen Adler⸗Orden dritter Klaſſe mit der Schleife, und dem 
practiſchen Arıt Dr. Schmidt zu Uebigau im Kreiſe Liebenwerda den König⸗ 
lichen Kronen⸗Orden dritter Klaſſe verliehen. 0 4 

Se. Majeität der Kaifer hat im Namen des Deutſchen Reichs die von 
dem Biſchofe zu Straßburg vorgenommene Ernennung des Hülfspfarrers 
Modeſtus Schickele zu Görsdorf zum Pfarrer in Saales, Bezirk Unter⸗ 
Elſaß, genehmigt. 5 

Der Vice⸗Conſul Carl Schwaab in Bruſſa iſt auf ſeinen Antrag von 
ſeinem Amte entbunden worden. ? 5 

Se. Majeſtät der König hat dem akademiſchen Forſtmeiſter Wieſe zu 
Greifswald den Rang der Regierungs⸗Räthe berlispen, Der Regierungs⸗ 
Rath Kolbe zu Poſen iſt an die Provinzial⸗Steuer⸗Direction zu Köln ver⸗ 
feßt worden. — Dem Prediger a. D. Hänelt, zuletzt in Ziegenhals, iſt die 
Stelle eines ordentlichen Lehrers am Seminar zu Dillenburg proviſoriſch 
übertragen worden. Am ebangeliihen Schullehrer⸗Seminar zu Sagan iſt 
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Eiſenbahn⸗Baumeiſter . 
Müller, u Dortmund, jetzt in Memel, i iglichen Ci 
ıbau: und Betriebe ee deen die Stelle 
ſolchen bei der Tilfit-Memeler Eisenbahn (Oftbahn) verliehen worden 27ſt 
Dem Fabrikanten G. C. Köhler zu Freiberg i. S. iſt unter dem Kopp 
Mai 1875 ein Patent auf eine Zerlleinerunge- Vorrichtung in Dämpfa 
raten auf drei Jahre ertheilt worden. f 
Berlin, 1. Juni. [Se. Mai. der Kaiſer und König! macht 
geftern Nachmittag gegen 2% Uhr Ihrer Maj. der Königin von Schwebe 
und Norwegen einen Beſuch und waren bei der Abreiſe Allerhöch 
derſelben auf dem Anhaltiſchen Bahnhofe anweſend. Spater ei 
pfingen Se. Majeftät den Ober⸗Ceremonienmeiſter Grafen Still 
und conferirten mit dem Reichskanzler Fürſten von Bismarck. 
Weichs anz. 
[Se. Majeſtät der Kaifer und König] gedenken nach d 
nunmehr definitiv getroffenen Beſtimmungen am Sonnabend, 5. Jun 
Abends 9 Uhr 45 Minuten, mit der Berlin : Potsdamer Eiſenbal 
von hier nach Ems abzureiſen, wo die Ankunft des Königlichen Er 
zuges Vormittags 10 Uhr erfolgen wird. Meichsanz 


— Berlin, 1. Juni. [Die Verwaltung des katholiſche 
Kirchenvermögens. — Die Probinzialordnung. — © 
ftonsfhluß. — Das Vormundſchaftsgeſetz.] Bezüglich 
Entwurfes über die Verwaltung des katholiſchen Kirchengemeinde . 
mögens iſt zwiſchen den Vertrauensmännern des Abgeordnetenhauf 
und des Herrenhauſes geſtern Abend (wie bereits gemeldet) eine 20 
einbarung dahin getroffen worden, daß das Abgeordnetenhaus ſe 
Beſchluß in Anſehung des § 12 der Vorlage wiederherſtellt, welch 
alſo laute!: „Der Kirchenvorſtand wählt aus feinen Mitgliedern! 
dem Eintritt der neuen Kirchenvorſteher einen Vorſitzenden und ein! 
Stellveiiteier deſſelben, beide auf drei Jahre“. Nach dem Herr 
hausbeſchluſſe ſollte der Geiſtliche der geborene Vorſitzende des Kirche! 
vorſtandes ſein. Allen übrigen Herrenhausbeſchlüſſen wird das 2 
georonetenhaus beltreten. Die Regierung iſt, wie wir hören, M 
dicſem Abkommen einverſtanden, und fo iſt das Zuſtandekomme 
dieſes Geſetzes geſichert. — In Bezug auf die Provinzialordnung w 
den die Unterhandlungen noch fortgeſetzt. Im Abgeordnetenhal 
wird ein Antrag im Sinne des Antrages Hobrecht eingebracht un 
angenommen werden und es wird dann Sache der Regierung fell 
das Herrenhaus zu einer Zuſtimmung zu dieſen Beſchlüſſen zu bewege 
Die Regierung kann dies, wenn fie es ernſtlich will und m 
hören, daß fie entſchloſſen it, mit aller Energie vorzugehen, um d 
Provinzialordnung zu Stande zu bringen. Es wird dies wen 
Schwierigkeiten haben, wenn die Freunde des Geſetzes zahlreicher il 
Herrenhanſe auf dem Platze erſcheinen, als es bisher der Fall wa 
Es bejeftigt ſich unter ſolchen Umſtänden die Anſicht, daß die Seſſſi 
möglicherweiſe ſchon am 16. Juni geſchloſſen wird. Jedenfalls werden nil 
mehr zur Berathung gelangen: die Wegeordnung, das Geſetz betreffend! 
Befähigung zum höheren Verwaltungsdienſt und andere umfaſſende Me 
terien, von denen man ſchon jetzt einfieht, daß eine Durchberathu 
in beiden Häuſern doch nicht mehr möglich iſt. Angeſichts dieſer Tha 
ſachen wird es unvermeidlich werden, daß das Abgeordnetenhaus no 
einige von Sitzungen freie Tage hat, welche dann dazu benutzt werd 
ſollen, das Verſtändigungswerk in den Fractionen zu fördern. — 3 
den Angelegenheiten, welche unter allen Umſtänden zum Abſchluß 9 
bracht werden ſollen, gehört die ganze Gruppe von Entwürfen, welch 
ſich auf das Vormundſchaftsweſen bezieht. Die Vormundſchaftscon 
miſſion des Abgeordnetenhauſes hat geſtern die zweite Leſung des © 
ſetzes betr. das Hinterlegungsweſen vorgenommen und den Regierung! 
entwurf im Weſentlichen genehmigt. Nach dem Entwurfe gehen die Vel 
mögenöbeftände der ſämmtlichen Generaldepofitorien mit dem 1. Janus 
1876 in das Eigenthum des Staats über. Der aus dieſen Beſtänden! 
bildende Hinterlegungsfonds ſoll nach den Beſchlüſſen der Commiffiof 
ven dem Finanzminiſter durch die von demſelben zu beſtimmendel 
Organe für Rechnung der Staatskaſſe verwaltet werden, dergeſtall 
daß dem Landtage für jedes Jahr ein Bericht über die Verwaltun 
vorzulegen tft. Dem zum Empfang hinterlegter Gelder Berechtigte 
haftet die Staatskaſſe für Kapital und Zinſen. Die gerichtlichen De⸗ 
poſitorien bleiben bis auf Weiteres mit den aus dem Geſetze ſich er’ 
gebenden Abweichungen beſtehen. — Für die Bezirke des Appellation“ 
Gerichts zu Wiesbaden trifft der Entwurf Beſtimmungen wegen del 
Hinterlegung von Werthpapieren und Kostbarkeiten. — Berichterſtattel 
iſt der Abgeordnete Dr. Hammacher. Man hofft, daß der Entwurf 
noch in dieſer Seſſion in beiden Häuſern erledigt werden wird. 

[Die Vernehmungen der Sachverſtändigen] in der 
Enquete betreffs der Eiſenbahn⸗Tarifreform vor der zu dieſem 
Zweck berufenen Commiſſion haben am 31. Mai im Reichseiſenbahn⸗ 
amte begonnen. Die in verſchiedenen öffentlichen Blättern mehr oder 
minder ſtark zum Ausdruck gebrachte Beſorgniß, daß wegen angeblich 
in den Vorberathungen im Schooße der Commiſſion hervorgetretener 
divergirenden Anſchauungen unmittelbar praktiſche Ergebniſſe nicht zu 
erwarten ſtänden, entbehrt der Begründung und iſt — mindeſtens — 
voreilig. Nicht minder iſt, gegenüber der weiteren Mittheilung det 
Blätter, daß wahrſcheinlich dem Reichseiſenbahnamte nur übrig bleiben 
werde, aus den verſchiedenen Vorlagen und Anſichten das Befte zur 
Verarbeitung auszuwählen, zu conſtatiren, daß in den orientirten Re⸗ 
gierungskreiſen ſolche peſſimiſtiſchen Anſchauung nicht getheilt wird. 
vielmehr dort die wohlbegründete Zuverſicht beſteht, es werde ber 
Enquette der fruchtbringende Erfolg nicht fehlen. (Reichsanz) 


[Auf die Interpellation Ruſſell's im engliſchen Par⸗ 
lament!] lautet die Antwort Lord Derby's ausführlicher, wie wir be 
reits mitgetheilt haben, folgendermaßen: 

Er begreife vollſtändig die natürliche und berechtigte Neugierde aller 
Derjenigen, die dem Gang der auswärtigen Angelegenheiten in den letzten 
Wochen mit e gefolgt feien, fowie den Wunſch derſelben, 
vollſtändigere Aufſchlüſſe darüber zu erhalten. Die Regierung wünſche 
nichts von dem zu verheimlichen, was fie gethan habe. Es jer ihr aber 
unmöglich, eine richtige und genaue Darſtellung deſſen, was vorgegangen 
u geben, wenn fie nicht in einem ausgedehnten Maße von den vertrau⸗ 
ben Mittheilungen über die Abſichten und die Politik der auswärtigen 

Regierungen Gebrauch machen wollte. Letztere würden entschieden gegen 
eine ſolche Mittheilung Einsprache erheben. Die Veröffentlichung würde 
auch zur Folge haben, daß ähnliche Informationen den engliſchen Die 
plomaten kün eh vorenthalten würden, denn die Mittheilung der voll⸗ 


= 


tändigen Correſpondenz würde anderen Mächten gegenüber ungerecht fein, 
— eine nur theilweiſe oder bruchſtuckweiſe Veröffentlichung — Ha 
lich zu irrthümlichen Auffaſſungen führen, namentlich in Anbetracht des 
Umſtandes, daß die Urſachen der Beunrubigung der Art waren, daß ſie 
ihrer Nutur nach ſich leicht wiederholen lönnten, obſchon er glaube und 
hoffe, daß fie ſich nicht wiederholen würden. Im Intereſſe des euro‘ 
paiſchen Friedens ſcheine eine Veröffentlichung ibm desbalb nicht wün⸗ 
ſchenswerth. Indeß habe das Publikum ein Recht, von dem Kenntniß 
zu erhalten, was die Regierung gethan babe, damit daſſelbe nicht für 
eine Politik verpflichtet erſcheine, welche es weder billige noch ge 


nebmige; er konne jedoch zu dem Bekannten nur wenig binzu⸗ 
fügen. 65 ſei bekannt, daß vor einigen Wochen eine I ef 
gebende Beumrubigung über die Beziehungen zwiſchen Deuiſch⸗ 


land und Frankreich entſtand. Perſönlichkeiten von höchſtem Anſehen in 
Berlin hätten offen erklärt, daß die franzöſiſche Armee ein Gegenstand der 
Gefahr für Deutichland geworden ſei, indem die ſo ungebeuer vermehrten 
Zahlenverhältniſſe derſelben deutlich den Entſchluß bekundeten, demnächst 
den Krieg zu erneuern. Es wurde hinzugefügt, daß, wenn die Abſicht zu 
einem Angriff auf Deutſchland beſtehe, letzteres fi veranlaßt fühlen konne, 


Conſtadt als Hülfslehter angestellt werden 


| 


geſtellt. 


wirken wollen. 
leide an hochgradigem Verfolgungs⸗Wahn. 


2 feiner eigenen Vertheidigung den erften Schlag zu führen. Auch wurde 
erborgehoben, daß, jo wenig auch Deutſchland den Krieg wünſche, es do 
nothwendig fein made, daß 1 0 ſeine Armee betrachte ae 
um den Frieden zu ſichern. Der deutſche Botichaiter ſprach ſich wiederholt 
in dieſem Sinne aus, und es wurde hierdurch ſelbſtverſtändlich eine außer⸗ 
ordentliche Beſorgniß und Unruhe in Frankreich hervorgerufen. Die fran⸗ 
zöſiſche Regierung ſtellte ſofort jede kriegeriſche Abſicht in Abrede. Die 
dieſſeitige egierung glaubte dieſe Verſicherung als vollkommen aufrichtig 
ze anfeben zu dürfen und war der Anſicht, daß kein franzoͤſiſcher 
taatsmann die Erneuerung des Krieges ernſtlich in Betracht nehmen 
köunte. Vielmehr erſchien es ſehr natürlich, daß Frankreich nach dem Un: 
glück, das es erduldet, den Wunſch hege, eine Armee zu beſitzen, die ihm 
nicht nur im Innern die genügende Autorität, ſondern auch Europa gegen⸗ 
über denjenigen Einfluß gewährte auf welchen die franzöſiſche Regierung 
erechten Anſpruch zu haben glaubte. Eine der Haupiſchwierigkeiten be⸗ 
tand darin, daß die Franzoſen ſich den Anſchein gaben, die Befürchtungen 
Deutſchlands nicht als wahr und aufrichtig anſehen zu können, vielmehr 
betrachteten fie die deutſcherſcits erhobenen Vorſtellungen als Vorwände 
zur Erneuerung des Krieges. Die engliſche Regierung war der An⸗ 
ach daß ein ſolches Mißverſtändniß leicht zu den bedenklichſten 
Folgen führen könne, wel der nächſte Schrelt Deutſchlands möglicher 
Weiſe darin beſtand, an Frankreich dis formelle („ſuchen einer Einſtel⸗ 
lung der Armee⸗Reorganiſatlon zu ſtellen; der ſranzöſiſchen Regierung 
wäre es ſehr ſchwer geweſen, dieſem Crſuchen nachzukommen, vielmehr 
würden die ſranöſiſchen Steatsmänner, da fie in dem Vorgehen Deutſch⸗ 
lands nur einen Kregsvorwand ſahen, fi ſelbſtverſtändlich veranlaßt ge⸗ 
funden haben, die Ar nee nicht nur ncht zu vermindern, ſondern die krie⸗ 
eriſchen Vorbereitungen zu beſchleanigen; der von Deutſchland gehegte 
rgwohn hätte jomit feine Befläsigung gefunden und die Situation wäre 
nur noch verwickelter geworden. Der engliſchen Regierung erſchien es 
unter dieſen Umſländen außerordentlich veroienſtvoll, möglichſt ohne Oſten⸗ 
tation die auf veiden Seiten beſtehenden Befürchlungen zu beruhigen. 
Wenn zwei große Nationen auf dem Punkte ſtehen, ſich mit einander zu 
überwerfen, 0 iſt es ſür ihre Nachbaren ſchwer, wenn nicht unmöglich, ſie 
daran zu verhindern. Wenn jcvoch das dabei zu Grunde liegende Gefühl 
nicht fo. ſeht Feindſeljaket, als vielmehr ein bis auf's Aeußerſte geſtei⸗ 
gertes gegenſeniges Mißtrauen ift, jo bleibt für die guten Dienfie eines 
Dritten noch Raum. Die engliſche Regierung ging bon der Anſicht aus, 
daß Frankreich eine Erreuerung des Krieges nicht beabſichtige, fie 
war ebenſo überzeugt, daß auch Deutſchland ſich nicht ohne Provo⸗ 
cationen zu Feindseligkeiten hinreißen laſſen würde, nur um die Ber: 
nichtung ſeines bisherigen Feindes zu vollenden. Die nuſſiſche Regierung, 
welche don dem aufrichtigen Wunſche für die Aufrechthaltung des Friedens 
beſeelt war, halte dieſerbe ng über dieſe Angelegenheit. Der Beſuch 
des Kaiſers Alexander in Berlin habe paſſenden Anlaß gegeben, um dieſe 
Anſchauung auszuſprechen. Die engliſche Regierung hade nur ihre Pflicht gethan 
und ſei ein Ergebniß erreicht worden ohne irgend welche Opfer für das 
Land. Die engliſche Regierung ſei keinerlei Verbindlichkeit, weder für die 
Gegenwart, noch für die Zukunft, eingegangen und wenn das Cabinet 
morgen feine Demiſſion nehme, fo wäre das nachfolgende Cabinet in keiner 
Weiſe durch das, was vorgegangen fei, engagirt. Die Politik der Nicht⸗ 
Intervention ſei allerdings die durch das engliſche Volk am meiſten be⸗ 
günſtigte, aber ſie bedeute nicht eine Politik der Iſolirung oder Gleich⸗ 
gültiakeit, namentlich bedeute ſie nicht, daß England ohne Intereſſe ſei an 
der Erhaltung des europäiſchen Friedens (Beifall). 
Darauf entgegnet der „Staatsanzeiger“, wie ebenfalls bereits 
telegraphiſch gemeldet: 
„Daß die Vermehrung der Cadres hier eine gewiſſe Beunruhigung 
erzeugt hat, iſt richtig. Dieſe Beunruhigung hat aber nicht im Ent: 
fernteften zu kriegeriſchen Entſchließungen oder auch nur Erwägungen 
in Deutſchland geführt, und hat bei der Reichsregierung zu keiner Zelt 
die Abſicht beſtanden, eine Aufforderung zur Reduction der Streitkräfte 
oder auch nur zur Siſtirung der Armee⸗Reorganiſation an die fran⸗ 
zöſiſche Regierung zu richten. Es iſt zu keiner Zeit auch nur der Ge⸗ 
danke an eine ſolche oder ähnliche Maßregel zur Erwägung gezogen 
oder überhaupt erwähnt worden.“ 
Karlsruhe, 31. Mat. [Haus ſuchung.] Die vor einigen Tagen 
beim früheren Director des hieſigen Hof⸗Theaters, Dr. Georg Köberle, 
vorgenommene gerichtliche Hausſuchung ſoll zunächſt dadurch veranlaßt 
worden ſein, daß der Verdacht vorlag, er ſei der Verfaſſer höchſt ehren⸗ 
rühriger Artikel, welche vor einiger Zeit über hieſige Hof⸗Verhältniſſe 
zuerſt in einem Breslauer Blatt erſchienen ſind und dann von anderen 
Blättern, namentlich ultramontanen, abgedruckt wurden. Dem Ver⸗ 
nehmen nach hat ſich die Autorſchaft Köberle's in der That heraus⸗ 
Da die Anklage gleichzeitig auf Erpreſſung geht, ſo ſcheint 
es, als habe Köberle auch direct auf hochſtehende Perſonen mit Drohungen 
Ein Correſpondent des „Pf. Kur.“ bemerkt, Köberle 
Es ſei ihm Unrecht ge: 
ſchehen, aber nicht vom Großherzog. Denn dieſer habe große Geduld 
und Nachſicht allen möglichen Stänkereien gegenüber bewieſen, bis die 
Sache endlich zu bunt wurde. Koͤberle habe durch unſägliche Tact⸗ 
loſigtelen und dadurch, daß er einer boshaften Clique gegenüber den 
Kopf ſofort vollftändig verlor, feinen Gegnern die Sache leicht gemacht. 
Karlsruhe, 31. Mat. [Von dem in Freiburg i. B. exiſti⸗ 
renden St. Michaels⸗Verein] wurden nach dem Rechnungs⸗ 
Ergebniß für 1874 durch die Münchener Nuntiatur 14,000 Gulden 
nach Rom abgeſandt, wofür der Papſt „ſeinen innigſten Dank und 
apoſloliſchen Segen“ ſpendete, und außerdem noch ehemalige päpſtliche 
Soldaten durch Geldmittel unterſtützt. 
München, 31. Mai. [Dr. Sigl.] Das „Bayriſche Vaterland“ 
bezeichnet die Mittheilung, daß der zu Salzburg in Haft befindliche 
Redacteur Dr. Sigl auf den 7. Juni zur Verhandlung vor das k. k. 
Landesgericht verwieſen ſei, als „Erfindung“. Nach Mittheilungen von 
kundiger Seite war indeß die Verhandlung auf den 7. Juni thatſächlich 
feſtgeſetzt geweſen, und iſt erſt in den letzten Tage eine Aenderung der 
Sachlage dadurch ein getreten, daß die öſterreichiſchen Richter, wenn 
auch ſpät, auf den Umftand aufmerkſam wurden, daß die ineriminirten 
Nummern nicht von Dr. Sigl ſelbſt, ſondern von Anderen als verant⸗ 
wortlichen Redacteuren gezeichnet find. Nach öſterreichiſchem Preßgeſetze 
beſteht nunmehr allerdings die Wahrſcheinlichkeit, daß die Perſon des 
Dr, Sigi bei Verfolgung der incriminirten Stellen des „Bayer. Vater⸗ 
land“ nicht weiter in Betracht gezogen werden dürfte. — 
Straßburg, 31. Mai. 5 
für Kati ſer und Reich] hat boͤſes Blut gemacht. Manche haben 
es als Vorwand benutzt und kommen nicht mehr zur Kirche. Manche 
proteſtantiſche Pfarrer haben das Gebet mit den Worten eingeleitet: 
„Weil die Obrigkeit geboten hat, ſo beten wir“ u. ſ. w.; andere ver⸗ 
welſen die Fürbitte für Kaiſer und Reich ganz an das Ende; wieder 
andere haben den Text abgeändert und beten nicht wie vorgeſchrieben iſt: 
„Segne und erhalte das deutſche Reich und unſern Kaiſer Wilhelm!“ 
ſondern: „Wir beten nach Vorſchrift für das deutſche Reich und deſſen 
Kaiſer.“ 
\ Defterreid, 

Debreezin, 31. Mai. [Der Minifter des Innern, Tidza,] 
ſtattete heute feinen Wählern hier den Rechenſchaftsbericht über feine 
Thätigkeit als Reichstagsabgeordneter ab. Der Miniſter gab dabei 
eine geſchichtliche Darſtellung über die Fuſion der Parteien und ſprach 
die Hoffnung aus, daß die ſtarke liberale Partei und die von dieſer 
Partei getragene Regierung in wenigen Jahren die Ordnung der An⸗ 
gelegenbeiten des Landes erreicht haben werde. Bezüglich der Ver: 
beſſerung der Handels⸗ und Gewerbeverhältniſſe ſei es Täuſchung, die: 
ſelbe von der Nevifion des Zoll und Handelsbündniſſes allein zu er⸗ 
warten; Ungarn könne ſich von Oeſterreich nicht abſchließen, eine Ne: 
vifion des Vertrages müſſe ſich auf Grund eines friedlichen Ausgleichs 
mit dem cisleithaniſchen Theile der öſterreichiſchen Monarchie vollziehe 
Die Rede wurde mit großem Beifall aufgenommen. f 


[Die Einführung des Gebetes T 


Frankreich. Erlaubnißſchein offenbar keine andere Intention als das „kirchliche“ Be⸗ 
Abniß einschließen könne, ſchien ihm nicht fti g genung zu fein. Er 

Paris, 31. Mal. [Borzeihen einer Kriſis in Franke perreitete ſcch meitläufg in nichis weniger als woblwolſenden Mo 

reich] Der Parſſer CJ. Corteſpondent der „K. ., der nicht als den Zen DB Be Me ad Ae ee e more ae 

Peſſimiſt oder Alarmiſt bekannt iſt, theilt, vorſichtig und objectiv wie bene.“ Auch die Einwendungen, daß ja die Möglichkeit einer auswärtigen 

er iſt, derſelben heute ſeine Anſicht über die Lage mit; er urtheilt 18 L alete religiöſer Bedürfniſſe nicht ganz fehle, daß der Herr Dechant 

darüber fo: in L. offenbar dem Gewiſſen eines Amtsgenoſſen nicht mehr zumuthen würde, 


als er vor dem eigenen verantworten könne, fanden bei Herrn Bernard kei 
„Seit einigen Tagen laufen wieder einmal Slaateſtreichgerüchte um. Gehör. Er blieb Let feiner zwellen Forberiinn Iroß der ieberbelten Biken 
Die verbreitetſte Verſton lautete, der Marſchall⸗Präſident wolle ſeine] der alten ſchwergeprüften Mutter. wandte ſich nun nochmals an Herrn 
Gewalt in die Hände eines Collegiums von zuſammenberufenen Mar⸗ 


Conſiſtorialrath Dreßler, dieſer ſchrieb einfach das Wort „kirchlich“ an die 
ſchällen und commandirenden Generälen niederlegen, um dann nach verlangte Stelle, und jetzt erſt war das Gewiſſen des Dorfpfatrers beruhigt, 
Anweiſung und auf die Autorität dieſes Collegiums die Schritte zu 


und es konnte die Beerdigung erfolgen. Eines cee 
thun, welche noͤthig für die Erhaltung der confervativen Intereſſen ſeien. 8 ) 


Thatſache ſelbſtredend nicht. 
Derartige Gerüchte find, wie Ihren Leſern erinnerlich fein wird, ſeit rc Auer der el Wahren eg bad, bie e ver bifgs 
mehr als einem Jahre jedesmal dann aufgetreten, wenn die Verhält⸗ Louiſenglück⸗Gewerkſchaft gegründeten Filialſchule auf Kolonie Borten, welche 
niſſe geſpannt und zugleich den Republikanern günſtig waren. Sie find | bisher in den engen Räumen eines Arbeiterhauſes untergebracht war, wird 
auch jetzt vorläufig nur als Symptome für das Beſiehen eines ſolchen noch in r ein neues Schulhaus gebaut werden, zu welchem Bau 
Zustandes aufzufaſſen. Die Orleaniſten ſehen ſich in Gefahr, die Ge: Srangzertſchen "De lage, Mitte dag dec Beh e Bus küngude 
walt zu verlieren, und manche von ihnen, namentlich aus der Partei] Ober⸗Bergamt hat aus den Ueberſchüſſen des Freikuxgelderfonds den hieſigen 
Broglie, möchten dieſelbe ſicherlich, wenn es nicht anders ginge, auch durch Schulen namhafte Geſchenfe an Lehr: und Anſchauungs mitteln ze rt. 
außergeſetzliche Maßregeln verlängern. Aber von derartigen Wünſchen bis | Namentlich iſt die ſchon genannte Schule zu Borken mit reichlichem Material 
zu feſiſtehenden Plänen und zur Möglichkeit der Ausführung iſt noch] an Karten, Globus, Tellurium und auch phyſikaliſchen Apparaten bedacht 


weit, Zunächſt ſteht einem Staatsſtreich hier noch jetzt dieſelbe Schwie mem 
rigkeit gegenüber, wie vor zwei Jahren: es ließe ſich wohl abſehen, Berlin, 1. Juni. 
g 125 wen er gemacht würde, nämlich gegen die Republik, Art nicht . die 8 d fe 5 — 3 u — 25 x be» 
wen, da a ⸗ſonders wie in der letzten Ze on bei dem Monatswechſel der da 
1 5 ee 3 j ern rt die alten Limiten abgelaufen und zum größten Theil noch nicht . er⸗ 
zu einem Staatsſtreiche neben den materiellen Mitteln, die allerdings] Matten der Stimmung, die Mun fl. weer Gelen ae Shen auch eine 
r r ahme zu⸗ 
vorhanden wären, bekanntlich eine gewiſſe Dofis von Mangel an läßt. Der träge und luſtloſe Verkehr war namentlich auf dem Gebiete — 
Loyalität, und der Marſchall Mac Mahon ſteht nicht in dem Ruf] Speculations⸗Effecten zu conſtatiren, während die der Kapitalsanlage dienen⸗ 
eines Verſchwörers oder eines Mannes, der leichthin die Vorantwor- den Werthe bei feſter Haltung ziemlich rege umgingen. Eine ſehr ungünftige 
tung für eine Geſetzwidrigkeit auf ſich nähme. Endlich fehlen die Wirkung übten auch die telegrapbilchen Meldungen von der Zahlungsein⸗ 


> N ftellung mehrerer Londoner Häufer aus. Zum Theil muß aber auch die 
Bedingungen der äußeren Stellung Frankreichs, da es ja gerade in Mattheit der Speculationswerthe von der Verſtimmung, die für Son 


der gegenwärtigen Zeit den Franzoſen darauf ankommen muß, daß ſchon ſeit längerer Zeit herrſcht, a werden. Die in der geſtrigen 
ihre Regierung auch nach außen hin den Ruf allfeitiger Vertragstreue General⸗Verſammlung von der Verwaltung gemachteg Mittheilungen 

über die Betriebs⸗Ergebniſſe waren überdies keineswegs dazu an⸗ 
auftecht erhalte. Die Leute, welche von Staatsſtreich ſprechen, laſſen] gethan, die ungünstige Meinung über das Unternehmen irgendwie abzu⸗ 
alſo aus ihrer Rechnung einige ſehr weſentliche Factoren fort und wachen. Der Cours für Lombarden unterlag denn x auch be 
rechnen immer nur mit dem Einen, der allerdings vorhanden iſt, einer bedeutenden Herabſetzung, die in der Notiz nur durch den Zuſchlag 
Hun ß. paiten mit einas bejeren Gonts 
publifanifche Republit. Auch fieht die Haltung des Miniſteriumg, trotz ſen aufanglich eingefeht, konnten dieſelben jedoch nicht lange bet anten und 
einer gewiſſen Schroffheit, nicht ſo aus, als ob daſſelbe auf Gewalt⸗ ene A 5 daß ſie ca. 25 3 och wit wi e 
maßregeln losſteuerte; hat es ja doch durch ſeine Einwilligung in den ae Pal di eee ee l 
Aufſchub der Verhandlung über das politiſche Wahlgeſetz den acuten 


eute ſ ie localen Speculationspapiere blieben ſtill und träge, nur 
Disconto⸗Commandit belebte ſich wiewohl zu weichendem Courſe gegen den 
Streit vertagen helfen. Wenn aber nun auch die Staatsſtreichgerüchte, 
wie ich glaube, vorläufig leere Plaudereien ſind, ſo iſt doch auf der 


Schluß etwas. Disconto⸗Comm. 159,70, ult. 160,50 —161—159— 159,50, Dortm. 
anderen Seite nicht zu verkennen, daß eine Zeit der Spannung, viel⸗ 


Union 14,10, ult. 14,75 — 14,25, Laurahültte 99,50, ult. 99,75—100— 99,25. Die 
Oeſterr. Nebenbahnen haben, wie es den Anſchein gewinnt, ihre Rolle wieder aus⸗ 
leicht eine heftige Kriſts, im Anzuge iſt. Andererſeits arbeitet Herr 
von Broglie wieder lebhaft; Buffet's Auftreten iſt mit ihm berathen, 


eſpielt, fe blieben meiſt geſchäftslos im geitrigen Coursniveau, Galizier lies 
und drohende Artikel des „Francais“ gegen das linke Centrum ſollen 


en nur um ein Geringes im Courſe na e auswärtigen Staats⸗An⸗ 
von ihm ſelbſt verfaßt worden ſein. Andererſeits läßt ſich das linke 


leihen trugen einen ziemlich feſten Character und ließen auch im Allgemeinen 
Regſamkeit nicht gerade vermiſſen. Oeſterr. Renten behaupteten ſich guf, 

Centrum durch alle drohenden Gerüchte nicht einſchüchtern und beſteht 

auf dem Liſten⸗Scrutinium“. 


1860er Looſe zogen an, Italiener und Türken waren recht beliebt. Amerikaner 
Provinzial- Zeitung. 


ehr ruhig, Ruſſiſche Werthe beſſer beachtet, von letzteren — ſich namentlich 
H. T. Breslau, 1. Juni. [Pädagogiſcher⸗Verein.] Obgleich ein 


ahnen durch beſſere Courſe und feſte Haltung aus. Preuß. Fonds ruhig, nur 
Conſols zu beſſerem Courſe gefragt. In anderen deutſchen Staatspapieren blieb 
der Verkehr ſehr klein, da Mr viele Papiere dieſer Gattung der heutigen Ver⸗ 

Vortrag für die letzte * angeſetzt war, wurde dieſelbe doch durch 
andere zahlreich vorliegende Stoffe, Anträge c. in einer die Vereinsmitglie⸗ 
der lebhaft beſchäftigenden Weiſe ausgefüllt. Zunächſt wurde beſchloſſen, bis 
auf Weiteres die Sitzungen nicht wie bisher allwöchentlich, ſondern immer 
den 2 und 4 Sonnabend jedes Monats abzuhalten. An den Nichtvereins⸗ 
abenden aber beabſichtigen die Mitglieder zu vertraulichen Beſprechungen in 
einem dafür in Ausſicht genommenen Locale zuſammen zu kommen. Um 
die Sitzungen zu moͤglichſt gewinnbringenden zu machen, ſoll hinfort von freien 
Vorträgen, welche ſelbſtgewählte Themen behandeln, in erſter Linie abgeſehen 
und der Fleiß des Vereins auf das Studium hervorragender pädagogiſcher 
Werke concentrirt werden, derart, daß eine gewiſſe Anzahl von Collegen ſich 
bereit erklärt, ein ſolches Werk nach feinen einzelnen Theilen ſorgfällig zu 
ſtudiren und dann die Frucht ihrer Arbeit in freiem Vortrage den Zuhörern 
vorzuführen. Der Verein glaubt auf dieſe Weiſe ſeinen eigenſten Intereſſen am 
beſten zu dienen, wird aber auch die bisder von ihm verfolgten, auf die ſo⸗ 
ciale Stellung des Lehrerſtandes ſich beziehenden Beſtrebungen nicht aus den 
Augen verlieren. ö a 

[Aus dem Preßbureau.] Die „Kreuzztg.“ ſchreibt heute: Die 
„Voſſiſche Zeitung” will in Erfahrung gebracht haben, als Nachfolger 
des Wirkl. Legationsraths Dr. Aegidi in der Leitung des Preßbureaus 
beim Auswärtigen Amt ſei ein Prof. Carow in Ausſicht genom⸗ 
men. Wahrſcheinlich handelt es ſich um die Heranziehung des Prof. 
Dr. Cato in Breslau, des Verfaſſers der „Geſchichte Polens“ in 
der Heeren Ükeriſchen Sammlung. Jacob Caro ſetzte auf Veranlaſ⸗ 
fung des Verlegers der europälſchen Staatengeſchichte, Friedr. Andr. 
Perthes, die in der genannten Sammlung von Prof. Dr. Roepell 
begonnene „Geſchichte Polens“ fort und hat bis jetzt drei Bände, den 
2., 3. und 4. geliefert. 


X. Neumarkt, 31. Mai. [Tageschronik.] Geſtern unternahm der 
bieſige Militär⸗Verein einen Ausflug nach Ober⸗Stephansdorf, woſelbſt ſich 
ein 9 — Voltsfeſt entwickelte, ſelbſt die Paſchtiſche fehlten dabei nicht. 
Der hieſige Männerturn:Berein unternahm an demſelben Tage eine Turn⸗ 
fahrt nach Maliſch, woſelbſt von demſelben einige heitere Stunden im Gar: 
ten des Gaſthauſes „Zur Provinz“ verlebt wurden. Getränk und Speiſen 
waren und find dort ſtets vorzüglich, weshalb wir allen Vergnügungszuͤglern 
nach Mallſch dieſes gaſtliche Haus empfehlen können. Die Geſellſchaft ſetzte 
jpäter auf der Fähre über die Oder und amüſirte ſich auch einige Zeit in 
dem wunderſchönen, im üppigften. Frühlingsſchmucke ſtehenden Leubuſſer Cr 
chenwalde. Am ſpäten Abend erſt erfolgte die Heimfahrt, während die Velo 
cipediſten des Turnvereins in ziemlich ſtart niederfallendem Gewitterregen 
auf ihren Eiſenroſſen den Rückweg mit Windeseile bewerkſtelligten. Heute 
begeht der hieſige Kaufmann Herr Friedrich Ziehbold, Ehrenmitglied unſeres 
urnpereins und Vater unferes Turnwarts, ſein 5 jähriges Bürgerjubiläum. 
Verſchiedene Ovationen wurden ihm zu Theil. euens des Magiſtrats ber 
glüdwünſchte ihn eine Deputation. Auch der Turnverein gab durch eine 
kleine Ehrengabe ſeinen Gefühlen von Hochachtung und Verehrung für den 
Jubilar Ausdruck. Möchte derſelbe noch recht lange jo friſch und kräftig 
bleiben, wie er es an ſeinem Jubeltage iſt. 


Leobſchütz, 30. Mai. [Intoleranz] Welch' intolerante Anſchauungen 
ein Dorfpfarrer mitunter hat, davon zeugt nachſtehendes Factum. Dr. med. 
J. Neugebauer war, wie bekannt, bei der letzten Feuersbrunſt ein Opfer 
derſelben geworden. Die Beſtellung der Beerdigung wird beim hieſigen Pfarr⸗ 
amte gemacht, und gleichzeitig der Wunſch ausgeſprochen, die Leiche nach 
Sauerwitz überzufuhren, damit fie auf dem heimathlichen Friedhofe ruhe. 
Da ſich gegen alles dies beim Stadtpfarrer, Dechanlen Dreßler, keine 
Schwierigkeiten erhoben, wurden unterdeß die Einleitungen beim Pfarrer 
Bernard in Sauerwitz getroffen. Dieſer erklärte rundweg, die Beerdigung 
des Verſtorbenen nur dann vornehmen zu können, wenn von deſſen Seel⸗ 
ſorger der Nachweis beigebracht würde, daß p. N. zur öſterlichen Zeit die 
beiligen Sacramente empfangen habe. (Hierzu haben wir zu bemerken, daß 
ein ſolcher Nachweis in unſerer ea oft ſchwer fallen dürfte, weil Fälle 
vorliegen können, wo man der kirchlichen Pflicht auswärts genügt hat, wie 
dies die laxere Praxis in den Grenzdiſtricten geſtattet.) Herr Dechant Dreßler 
wurde nun um Aueſtellung des Exlaubnißſcheines zum Begräbniſſe in Sauer: 
witz erſucht; es geſchah dies ohne Zögern. Die Annahme, daß Pfarrer Ber: 


Die Situation an der Börſe bewahrt i ren bisherigen 


loſung wegen ein Geſchäft nicht moglich war. Prioritäten waren ſehr feſt 
und lebhaft, namentlich Stettiner 4 pet., Bergiſche VII. und Oberſchleſiſche 
beliebt. Auf dem Eiſenbahnactienmarkte fanden nur ganz geringfügige Um⸗ 
ſätze ſtatt und veränderten ſich dementſprechend auch die Courſe unr wenig, 
Anhalter zogen an, Potsdamer, Halberſtädter und Stettiner dagegen ſchwach⸗ 
Rumänen gut beachtet und in Rücksicht auf die morgige Generalverſamm⸗ 
lung begehrt. In der letzten wird der Geſchäſtsbericht zur Verleſung kom⸗ 
men, den die Bankzeitung in ihrer heutigen Nummer bereits veröffentlicht. 
Bankactien ſehr ſtill, Preuß. Bodencredit beliebt und Reigene, Gewerbebank 
u höherem Courſe begehrt, Braunſchw. Bank beſſer, Badiſche Bank und 
of. Provinz. belebt, Allgem. Bau: und Handelsbank niedriger. Induſtrie⸗ 
papiere meiſt geſchäftslos, Cottage gefragt, Weſtend weichend, Sentker und 
Globus beſſer, Leopoldshall und Bonifacius belebter, Phönir matt. — Um 
2% Uhr: Schwach. Credit 423%, Franzoſen 527%, Lombarden 213%, 
Discont⸗Comm. 159%, Dortmunder Union 14%, Caurahütte 99%. 
(Bank⸗ und H.⸗Zig.) 


Hamburg, 1. Juni. [Bei der heute ſtattgehabten Ziehung der 
Köln⸗ Mindener Pramſen-Antbellſcheinef wurden folgende Certen 
gezogen; 687, 1112, 2125, 3156. 


Nürnberg, 29. Mai. [Hopfenbericht.] Heute iſt am Markte wenig 
geſchehen; Prima, geſucht, it nur in etlichen Ballen zu den böchſtnotirten 
Preiſen übernommen worden und beträgt der heutige Umſatz blos 20 Ballen. 
In Anbetracht der wenig vorhandenen Sorten und der ſo kleinen Vorräthe 
ſind nachfolgende, beſonders die mit Prima bezeichneten Notirungen meiſtens 
als nominell zu betrachten. Notirungen lauten: Marktwaare Prima 142 
bis 148 fl., Secunda 133—140 fl., Wolnzach Siegel 148—152 fl. Würtem⸗ 
berger Prima 148—150 fl., Secunda 136 —142 fl., Aiſchgründer Prima 144 
bis 148 fl. Secunda 136 —140 fl., Hallertauer Prima 146 —150 fl., Secunda 
138—142 fl., Elſaſſer Prima 146—148 fl., Secunda 138—142 fl, Hersbruck⸗ 
Altdorfer ebirgäbonjen 145—150 fl., Oberöſterreicher Prima 112 118 fl., 
Secunda 105 — 110 fl., Spalter Stadt nominell 176—180 fl., Spalter Land, 
nächſte Lage 160—170 fl., leichte Lage 142—152, 1873er 60 —75 fl., ältere 
Faso 8—15 fl., Saaz Stadt vortſelbſt ö. W. 56 Kilos 230 —240 fl., 
San 29 f. dortſelbſt nominell 225—230 fl., Saaz Kreis dortſelbſt nominell 


Wien, 31. Mai. [Schlachtviehmarkt] Der heutige Markt zeichnete 
ſich ſowohl bezüglich ſeiner großen Auswahl, als auch der ausgezeichneten 
Qualitäten aus. Vorhanden waren 4035 Stück Rinder, und zwar ungariſche 
Race 1878 Ochſen, 9 Stiere; polniſche Race 1995 Ochſen, 5 Stiere; deutſche 
Race 112 Ochſen, 9 Stiere, 11 Kühe und endlich 16 Stück Büffel. Das Ge⸗ 
ſchäft war ſchleppend, die Preiſe gingen gegen die Vorwoche um 2 fl zurück. 
Man bezahlte: Ungariſche Maſtochſen von 26 —29 fl., Hochprima 20 fl. 50 kr., 
polniſche von 25 fl. bis 28 fl. 50 kr., deutſche von 27 — 20 fl. pr. Ctr. Schlacht⸗ 
1 In derſelben Woche des Vorjahres koſteten Maſtochſen 30—34 fl. 
per Centner. 


Berlin, 1. au [Productenbericht.] Roggen in feſter Haltung 
und Preiſe zu Gunſten der Verkäufer. Umſaß auf Termine und loco wenig 
belebt. — Roggenmehl matt. — Weizen wurde beſſer berabl, die Verkäufer 
waren ſpärlich vertreten und hielten ſehr zurück. — Hafer loco unverändert, 
Termine feſter. — Rüböl wurde zu anziehenden Preiſen gehandelt. — Spi⸗ 
ritus ohne weſentliche Aenderung, Umſatz beſchräntt. 

Weizen loco 168—200 M. pro 1000 Kilogr. nach Qualitat gefordert, 
pr. Mai⸗Juni 186½ —187 M. bez., „pr. Juni⸗Juli 186—188 M. bez., pr. 
Juli⸗Auguſt 187 —188 M. bez., pr. Auguſt⸗September — M. bez., pr. Sep⸗ 
tember⸗October 189 —190 M. bez. — Gelündigt 6000 Cinr. Kündigungs⸗ 
preis 187 M. — gen oro 1000 Kilo. loco 141—164 M. nach Qualitat 
gefordert, ruſſiſcher 141—150 M. bez., orbinärer ruſſiſcher — M. bez. inlan⸗ 
diſcher 152 163 M. ab Babn bez., ordinärer inländiſcher — M. ab Bahn 
bez., pr. Mai⸗Juni 146 148147147 M. bez., pr. Juni⸗Juli 145 
140% 146 M bez., pr. Juli⸗Auguſt 145½ —145 M. ber, or. Auguſt⸗ 
September — M. bez., pr. September⸗October 146 — 146, —146 M. bez. 
— Gekündigt 14,000 Cinr. Kündigungspreis 146,50 M. —, Gerſte loco 
126 162 M. nach Qualität gefordert. — Hafer loco 150-189 M. nach 
Qualität gefordert, ſchleſiſcher — M. bez, oſtpreußiſcher 155 —175 M. bez., 
weſtpreußiſcher 155 —175 M. bez., ruſſiſcher 140 177 M. bez., ungariſcher 
und galiziſcher 140 —162 M. bez., pommerſcher 181 — 186 M. ab Babn dez. 
medlenburger 181—186 M. ab Bahn dez. ordinärer ruſſiſcher — M. dez. 
pr. Mai⸗ Juni 1621627 M. bez, pr. Juni⸗Juli 161 M. bez, pr. Jult⸗ 
August 155 —156 M. bez., pr. September⸗October 149% —150 M. bei, — 
Gekündigt 3000 Cinr. Rndigungspreis 162 M. — Erbſen: Kochw rare 
179— 236 N., Futterwaare 150172 M. — Weizenmehl pr. 100 Kilo. Br. 
nard in Sauerwiß auf Grund dieſes ſchriftlichen Beweiſes ertennen würde, unverſteuert incl. Sack Nr. O 25,5020 M., Nr. und 1 212,50 N. 
daß kein Hiderniß borläge, war nun wohl gerechtfertigt. Lange und genau Roggenmehl Nr. 0 22,50 —21,50 M., Nr. 0 und 1 20,7518, M. 
betrachtete Pfarrer B. die vorgewieſene ſchriftliche Beſcheinigung und fand bez. — ‚Nöggenmehl Nr. O und 1: pt. April: Mai 20,50—60 M. dez, pr. 
endlich folgenden Einwand: er verlange, daß das Wort „kirchlich“ zwiſchen Mai⸗Juni 20.50 —60 M. bez., pr. Juni⸗Juli 2090-60 M. bez., pr. Julie 
„kann beerdigt werden“ 8 werde. Die Erwiderung, daß ein von Auguſt — M. 80 vr. Auguſt⸗Sepiember 2080—85 M. bez., pr. Septems 
einem lirchlichen Diener (Dechanten und zugleich Vorgeſetzten) ausgeſtellter ber⸗October 20,90 M. bez. — Gekündigt 6500 Cinr. Kündigungspreis 


7 


va Salemer n bi, va Se: elegraphiſche Oepeſchen. 


958 M. — Delfnten: Beg — N Rübfen — M mad Qucftät. Br, yet Juni 27g, der Juli 27%, Be 
la 5 12 5 u ebene 5 eee (Schhußberiht) Standard wbit ee Wolffs Tele. Guren) , 
5 ai — ctober 62 — loco 11, 00, per uguft II, 50, der September 11, 75, per October 12, 0. Verſailles, 1. Juni. Die Nationalverfammlung wählte Audlfftet 


* 


— 59,5 M. bez., pr i⸗Auguſt — M. bez., pr. Sept 
625 M. ber. pr. October: ovember 63 —63,4 M. bez., pr. Nobember:De: | Feſter. zum Präfidenten mit 431 gegen 77 Stimmen, welche unbeſchrieben 
cember 63,8 M. bez. — Gekündigt 400 Ctur. Kündigungspreis 59%, m. S e ——— | mwüreit, wieder. Zu Vicepräſidenten wurden Martel, Duclerc, Kerdrel 
| * “ NER ER e Berliner Börse vom 1. Juni 1875. und Ricard wiedergewählt. Die Dreißiger Commiſſon wählte er 
au, 2. Juni, r Vorm. Der Geſchäftsverkehr am heus la 2 entlichen 
tigen Markte war von keiner Bedeutung, dei mäßigen Zufuhren, Pele zum 3 da 198 27 775 0 en Galen JFF 
T ꝛzhueil unverändert. 5 . 4%. 2 f. 2 140% b seen Kasicht 1%, | ı 21,60 ba 2 N 75 den 
eizen in ſehr gedrückter Stimmung, per 100 Kilogr. ſchleſiſcher weißer] Yugsburg 100 Fl. 2 u. 1 — — Berg.-Märkische 3 3 85.50 bag Baſel, 1. Juni. Die „Baſeler Nachrichten“ veröffentlichen 
| 14,90 bis 16,70 —19 Mark, gelber 14,80—15,40—17,70 Mart, feinfte Sorte r i Tal 27.4% nne 405 d Geſetzentwurf über die Störung des religiöfen Friedens, welchen die 
über Notiz bezabltt. 2 r Condon 1 Let 3 M. 4% 20.465 ds |Berlin-Görlitz -|3 | 43 bag Regierung des Cantons Bern demnächſt in der Bundesverſammlung 

Roggen, nur feine milde Qualitäten verkäuflich, pr. 100 Kilogr. 13,60] Paris 100 Fras. f T.|4 | 81,70 br Berlin-Hamburg. Ji? 124% 184, 10 6 inbri ird. Der Ent ien 
bis 14,40 bis 15,60 Mark, feinſte Sorte über Notiz bezablt. | ctersburgloask. 3 M. 4 27898 ba Berl. Nordbahn |5 | © 150 ben [einbringen wird. Der Entwurf unterſagt die kirchlichen Geremon 
11 1 ? 5 e ent verändert, per 100 Kilogr. 11,50—13 Mark, weiße 13,20 Tion 100 Me ; 2. 4 18380 E Berti n 10%, 975 136,25 0 9 155 Kirchen 6 87 nn ae bei 2 Dani 

‚09 g do, do. 2M. 4% 162,4 ba Böhm, Westbahn. ] 5 8 87,75 bz e Aufreizung zum Haß gegen andere Confeſſionen wird mit 
kein 27 N Haltung, per 100 Kilogr. 13,60 — 14,30 — 16,10 Mark ee r EIER BE aM bis zu 1000 Francs oder bis einem Jahre Gefängniß bedroht. Geiſt⸗ 
3 d -Lourse, ölm-Mii Be — 2 2 
Mais war offerirt, per 100 Kilogr. 12,20 — 13,10 Mark. 3 — — ee neue] 8" [6 1550 b — rip ge einge er 
Erbſen wenig beachtet, per 100 Kilogr. 17—18—20,50 Mark. dessen ee ar Onxhav. Eisenb. 18 5 3 taates in einer den Frieden gefährdenden Weiſe zum Gegenſtande 
Bohnen vernachläfſigt, ver 100 Kilogr. 21—21,75—22,50 Mart. . | Bar 8% [t fie e: ihrer Erörterungen machen, ſollen mit einer Geldbuße bis zu 1000 
Lupinen gut verkäuflich, pr. 100 Kilogr. gelbe 16—17 Mark, blaue] aste Schuldscheige., 3½ 9140 ba Halle-Sorau-Gub. © | 17,90 bz Francs oder mit Gefängniß bis zu einem Jahre beſtraft werden. DE 
15,50—16,50 Mark. Präm.-Anleihe v. 188613413480 bz f Hannover Altenb. © 8 60 b Vornahme von Acten der bichöfichen Jurisdiction ſoll den vom 
i ) i ilogr. 19— 5 Berliner Stadt-Oblig. . 4102,50 b aschau-Oderbrg. 0,18 br 
re N Kilogr. 19—20—22 Mark. A Borliner 2 5 302970 pa er 33 dB Staate nicht anerkannten kirchlichen Oberen nur mit ausdrückliche 
8 — 1 7455 5 abe 2 465 9200 ba Märk-Posener 0 |® 23,10 0 ea des e Man geſtattet werden. Das Zuwider 
er 100 Kilogramm netto in Mark und Pf. E Se ene 14 71.9080. D Magdeb, Teipag 114 %% 215,50 ben handeln hiergegen ſoll mit einer Geldbuße bis zu 2000 Francs ober 
et 7 BR a 2 28 5 Pon 4 9399 b. u ie bi] 4 | 3 b Gefängniß bis zu 2 Jahren beftraft werden. Die Verſammlungen 
. 24 10 23 60 5) Preusische : |9700@ ieee . e 5 4 | 5435 55 von Religionsgeſellchaſten, welche die öffentliche Ordnung flören, ſollen 
Sommerrübſen 24 75 23 25 22 50 nr 0 55 o. B. a a 4 na aufgehoben werden und die Theilnehmer an dieſen Verſammlungen 
Leindotter 23 75 22 2 21 75 Schlesische : . % | 9710 B che 8 440 b dem Richter überwieſen werden. 
ee e gare eee e de , |6 I Im0o © x Bondan, 1. Juni. In der Sitzung des Unterhauſes thellte der 
„ pr. kilogr. 11—11, Coln-Mind.Prämiensch 3½ Ziehung. 9 1 5423. [Deputirte Cochrane mit, daß er nach einigen Wochen die Aufmerk⸗ 

e ss Mu en anne EEE | Bela |ertene BruS uf ve Huspnig int wen, ge un 
weißer pr. 50 Kilogr. 54—57—68 Mark, bochfeiner über Notiz. ; Kuhn che 38 Fi-Loose 127,60 br a 2 1130 b jan Macht und Territorium in Centralaſien gewonnen habe. 

Mehl vereinzelt mehr beachtet, pr. 100 Kilogr. Weizen fein 24,50 bis] Braunschw. Prüm.-Auleibe 74,25 bad Rhein-Naho-Bahn) 0 %%% f | 18.75 bs London, 1. Juni. Das Unterhaus hat geftern den Antrag Lord 
25,50 Narr, Roggen fein 2375 — 245 Mart, Dausbacen 21,75 — 22,75 | Mdonburger Lose s- Schweiz enbakn 1% o f. 1330 be Hartington's bezüglich des Verhältniſſes der Preſſe zum Parlamente 
Mart, Roggen⸗Futtermebl 11,25—12 Mark, Weizenkleie 8,25—8,75 Marl. | Louis. — — 4. — Fremd.Bkn. 09,0% bs | Stargard-Ponaner.| 4 2 441106,8 dee abgelehnt, dagegen den Vorſchlag Disraell's in Bezug auf „Fremde“, 

Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerfitäts- Bose, 110 0 2 eee 18180. Warschau wien In" | = a Kst eg = 51. ltTHrD beiwohnen, angenommen. x 
Sternwarte zu Breslau. {mperials 2 Rur Bkn, 231.60 bz Eisenbahn-Stamm-Prlorltäts-Aotlen. ondon, . at, Die auf heute vertagte Verſammlung bet 
: - - Bollars 4,20 6 Berlin-Görlitzer. 5 ls 5 | 85 p20 Hauptgläubiger der „Aberdare Iron Company“, der „Welymouth Iron 
RR ER 2 U. bds. 10 U. „64. | ——— ⁰dINLN¾i¾ 2 0 ah ” „ 1 
a bei Es 29420 . 89 9,18 Hypotheken-Certifioate, Reelle Waben? 8 |6 22 5 9 Company“ und der Diskontmaklerfirma Sanderſon und Comp. (Tom: 
Liuſtw armee 159,8 + 1250 + 10% gg re gr OBL.S, 1108,40 be Hans-Sorau-Gub. d e 5 | 3 bardſtreet in London) hat, wie die Abendzeitungen melden, beſchloſſen, 
1 Hi — ** 2 a 80 8,07 9 2/18 TR Be Kohiturt-Falkenb| 6 | ,— „ | MB daß die gedachten Firmen beim Konkursgericht die Liquidation nach⸗ 
Bunt tigung RO 2 81 en Base ae 13 be Magdeb,Halberst! 3%, 3% 3144| 68,75 dd a ſollen. Zugleich wurde . Maſſenverwalter ernannt; man 
n i 1 75 n do. Lit. C. 5 s |5 90 dan d dieſe Weiſe eine Geſchäftseinſtellung der gedachten Gr 
P wollig. eiter. wolkig. do. rückbz. a 110,5 [107,40 ba . 98 6 i offte, daß auf g gedachten 
Wan der Oder e 7 Uhr Morgens + 1853, do. "do, a0. 141100,20 @ vom Central.“ 0 || 1300 Ifellihaften verhindert werden könne. Die Paſſiva der beiden Eiſen⸗ 
Unk. H. d. Pr. d. Ord.-B. 6 |103 @ Rechte O,-U.-Bahn|! 6% 6% 5 108,75 bz 3 17 
Breslau, 2 Juni. [Waſſerſtand.] O.⸗B. 4 M. 88 Cm. U.⸗B. — M. 24 Cm.] d u E. Scbaiade 18 199958 D rad Sende 2221 Ces d lan e 
— ———ſ— — — —ugL —-qv ee ee 30 Ahn . 5 —_|6_1 42,40 bz rma Sanderfon und Comp. ſind gleichfalls erheblich. 
7 Ayp.Anth. Nord-G.-C. B. 6 10,5% ba 
ee Bel und „ ere e Sock Pri g 1 4 han Bank- Paplere, Athen, 31. Mai. Das Königliche Decret, welches die Auſtöſung 
l } } do. d Em.|5 | Ziehun AngloDeutsche Bkı ® = der Kammer anordnet, ift heute veröffentlicht worden. Die Neuwahlen 

Frankfurt a. M., 1. Juni, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. [Schluß⸗ 40 bes Pl. tkaıhram116l Ziehung Allg. Deut. Hand. — | 5 lconv, 45 6 30 fi 5 cht wor ab 2 
courſe.] Londoner Wechſel 206, 50. Barifer bo. 81, 80. Wiener do. 183, 40. 20. 4% do do. m. 1104| Ziehung r 0 * Beat oe 93 nn ee Die Eröffnung der neue 
Böhmiihe Weſtbahn 17544. Eliſabethb. Galizier 211. Framzoſen“) Heininger Prüm. Piuit, 11059 Berl. Handels-Ges| 6% |7 115,50 b oll am 23. u nden. 

263. Lombarben*) 102. Nordweſtbahn 137%. Silberrente 68% . 9 8 8 Hiper Finder 5 * 61,00 @ Seren 177. we 
ee eee eue 6c ee e, ene Bodner Piech 10100 den ne Disc-Bankl 24 | 4 76,50 da Eoneurd-Eröffnungen. 

4. 1860er Looſe 117%. ofe 309, 60. Crevitactien*) 210%. Bank⸗[ 40%. 105 4 95,00 6 do. Hand. u. Entry. 5 | 0 _ 1) Ueber das Vermögen des Maſchinen⸗Fabrikanten Carl Theodor Herr? 
uctien 872, 50. Darmſtädter Bank 132%. Brüſſeler Bank 106%. Berliner | sudd. Bod. Ored. Pfub. ß 102.50 6 ee eee =. mann Trowitz zu Berlin. Zahlungseinſtellung: 15. Mai. Einſtweiliger Ver⸗ 
Bankverein 77%. Frankfurter Bankverein 75. do. Wechslerbank —. Wiener Silberpfandbr.isty| 63 B Bresi.NkL-Ver-B.| 5 4 85 8 ar zu Per göeiniielung: 18. Mai. Eimſtweiliger DET 
Deſterr. deutſche Bank 83%. Meint Bank 86%. Habn'ſch 5.1077 .— — Brel. Wechslerb.| ® 3% 74 0 walter: Kaufmann Conradi. Griter Termin: 12. Juni. 2) Ueber das Ver 

— Dise. Be Mcaft 807% ni alal 75. def Faber n 100 d nnn 1290 b mögen des Kaufmanns und Schneidermeiſters Leopold Simon, in Firma: 
De Raab-raser 887% — Staatäloofe I gag. ö reg Coburg. Ored-Bk| 4, 4 | | 6750 ba L. Simon, zu Berlin, Zahlungseinſtellung: 15. Dei Einſtweiliger Ver: 

„ x 8 . 00. Des errento +. 1 Priv. * 8 f in: 11. BET 
anweiſungen alte 95%. do. Schatzanw. neue 93%. do. Oſtb.⸗Obl. II.] 40. Papierrente eee des | Damme, r = 80 ter g Kuh oſenbach Ms Meran 11. Juni A 3) Ueber be 
66%. © Eiſenb. —. R ＋ Gentral-Bacific 88 40. der Pram. Aul. 1 1118,25 B Br ag rmögen des Maurermeiſters Wilhelm Andersſohn zu Lüben. Einſtweill 

Oregon Eiſenb. —. Rockford do. —. GRAN ss N. do. Lott.-Anl. v. 60% 170 bz Dane e A SLR 80 ba ger Verwalter: Kreisgerichts⸗Kalkulator Lindner. Erſter Termin: 5. Juni, 

eee beſonders Lombarden. Nebenwerthe ſtill — Perg u "Ziehung 88 dr — n 3" 7400 8.0 & lien Be: Ra ee B dae —.— ur 7 — 

ns 5 . ö „ eee a En eutsche Unionsb, 2,10 da nſtweiliger Verwalter: ufmann Heinr entke. t in: 11. 

und en Theil niedriger. 2 ; Br * e re N n 29 185.78 3 Juni. 5) Ueber das Vermögen des Strumpfwirkers ben Aan Baufteirt 

\ ach Schluß der Börſe: Creditactien 210%, Franzoſen 262%, Lom⸗ 40. Bod.-Cred.- Pfd. 0 | 92,00 bz 30 fange 3 6 90 B u Göppersdorf und zu dem Nachlaſſe des Handſchubfabrikanten Theodor 
den 101%. @use.-Pol. Schatz - Obi. 48830 bz Gwb. Schuster u. C. 0 0 61,50 dan chmidt zu Göppersdorf. Erſter Termin: 5. Juni. 6) Ueb Vermd 

; Pfandbr. III. Em. 4 | 83,90 @ zu Göpp „eu m ni. 6) Ueber das Vermögen 

amburg, 1. Juni, Nachmittags. [Schluß ⸗Courſe.] Hamburger] alu. Tiguld-Plandbr. ! 7050 bza dem wadedg 0% 11 1225 d des Kaufmanns A. Kleinke zu Memel. Zahlungseinſtellung: 27. Mai 

St.-Pr.- A. 115, Gilbert. 68%, Eredit⸗Actien 210%, Nordweſtb. —, 1860er] Ymerik. Tuck. p.88 f 1036 5 fande, Rg“ 0% (ice 1 (148 58 bes Einſtweili n r 

„ „ ’ merik. rückz. p. Hannov. Bank . 18% 655 103,75 bB inſtweiliger Verwalter: Rechtsanwalt Schleps. Erſter Termin: 5. Juni. 

do. Disc.-Bk.] 0 0 77 b26 7) Ueber das Vermögen des Schneidermeiſters Ferdinand Linſenbarth zu 


TTC 
nk 1234, Laurabütte 98/4, Commerzb. 81, do. II. Em. —, Norddeulſche] ansgelache Rente. 6 — — Hossisehe Be g ＋ Bea ielenzig. Zahlungseinſtellung: 25. Mai. Einſtweiliger Verwalter: Kauf 
Be RI Scene —, NAnglo-deutibe 45, do. neue 67, Dän. 8 5% ele 18020 8 x auch s 5% 66 8 ame g. Pr na 1 5 ermin: 4. Juni. f e 

4 


136,20 6 
an [Ernſt Eckſt ein.] Jugend hat keine Tugend! Wer hätte d 


—, Dortmunder Union —, Wiener Unionbank —, 64er] tal. Tabak-Öblig. ... Leip- Ored.- aue 5 956 
\ ieſes alte 
* 66,30 da Sprühmwort nicht ſelbſt zu oft wiederholten Malen an ſich bewahrbeitet ge 


r. -A. —, 66er Ruſſ. Pr.⸗A. —, Amerikaner de 1882 93 , Köln.⸗M. 232 ann: 99 Luxemburg. Bank 


Ruſſ. P 
St. A. 101%, Rhein. Eiſenb. do. 113%, Bergiſch⸗Märk. do. 85%, Disconto] Türkische Anleihe. % | 42,80 ba S 


Meininger 40,15 4 


3 pCt. — Ruhig. Ung. 5% 8t.-Risend.- Au. | 83,25 B dauer Lds. B. 5 2 1 W at n 
Deulſch⸗Braſtianiſche Bank 64%, Internationale Bank 81%. Schwedische 10 Thir.-Loose — — Nora, Bank 0% 10 138 bz 101 wär 15 Rn to — nn e emen 
Wechſelnotirungen: London lang 20, 49 Br., 20, 43 Gld., London kurz] Finnische 10 Thir-Loose 39,20 0 Nord- Grunder h. 7% | 9% |4 |102,50 b ben wären von ſogenannten „dummen Streichen f 12 en 

gen: London lang 20, 205 3 ondon kurz] Tarxen-Loose Z chung. Oberlausitzer Bk. O 0 58 8 reunden und Genoſſen, feinen Lehrern, ja ſelbſt ſeinen Eltern einen Hein 

20, 69 Br., 20, 61 Gld., Amſterdam 172, 00 Br., 171, 20 Gld., Wien 182, — Oest. Cred.-Actien| 5 | 6% 126.23 bz oſſen geſpielt habe? Und es iſt eine Eigenthümlichkeit dieſer dummen 

00 Br., 180, 00 Gld., Paris 81, 10 Br., 80, 50 Gld., Petersburger Wechſel Elsenbahn-Priorktäts-Aotien, Ostdeutsche Bank 4 | 6 80,50 B treiche, daß man an fie obne Reue zurückdenken kann, ja, daß fie häufig 


ter 90.80 0 gleichſam wie Oaſen in der Witte einer trüben Erinnerung erſcheinen. Wa 


8450 6 Ernit Editein, betitelt „Ein Beſuch im Carcer.“ Die darin erzäblte 
84 


279, 50 Br., 277, 50 Gld., Frankfurt a. M. pr. 100 Mrk. 99, 00 Br., Prov.-Bank| 1% 6 

98, 70 Gld. Berg-Märk. Serie II. „ı414.100 B RT a 1% fu Id os bosbaft, fo einzig und allein aus jugendli⸗ 
Hamburg, 1. Juni. [Getreidemarkt.] Weizen loco preis haltend, ao. el we bee en : 1 1 2730 3 Gen ebend enthurungen und weit entfernt von aller Sinterin n ab⸗ 
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